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 1.1. Einführung 
In der hier vorliegenden Diplomarbeit beschäftige ich mich mit der Analyse quantitativer 
Daten zur Meinung der Österreicher zur Entwicklungszusammenarbeit. Ich habe dieses 
Thema deshalb gewählt, da ich neben Politikwissenschaft auch internationale Entwicklung 
studiere und sich dieses Thema somit für die Verknüpfung der beiden Studienrichtungen 
angeboten hat. Das Thema der Entwicklungszusammenarbeit stellt die zentrale Thematik der 
,,internationalen Entwicklung’’ dar. Die österreichische Entwicklungszusammenarbeit ist 
hierbei natürlich besonders interessant, weshalb ich diese unter dem politikwissenschaftlichen 
Aspekt der Analyse quantitativer Meinungsdaten analysiert habe.  
 
Die Darstellung der ÖEZA sowie des geschichtlichen Kontexts ihrer Entwicklung ist ebenso 
wie die Darstellung der empirischen Sozialforschung schon zu Beginn der Arbeit notwendig, 
da auf dieser Basis die EZA und die Analysen der quantitativen Datensätze besser 
nachvollziehbar sind. Quantitativ erhobene Studien zur Meinung der Österreicher zur EZA 
werden also ausgewertet, analysiert und miteinander verglichen. Dabei spielt neben der Ebene 
(klein-, mittel- oder großräumige Umfragen) auch die Zeit der Erhebung eine Rolle, die von 
den 70er Jahren (1974) bis in die jüngste Vergangenheit (2009) reicht. Es liegt zwar zu 
diesem Thema über die letzten Jahrzehnte hinweg nur eine beschränkte Anzahl quantitativer 
Studien vor, jedoch wäre es aus zeitlichen und platztechnischen Gründen trotzdem unmöglich 
in dieser Arbeit all diese Studien zu behandeln. Deshalb habe ich versucht drei verschiedene 
Ebenen an Umfragen abzudecken, nämlich eine kleinräumige Ebene, die Untergruppen (z.B. 
Bürgermeister, Studenten, Jugendliche) analysiert, eine mittelgroße Ebene, auf der für ganz 
Österreich repräsentative Ergebnisse gewonnen werden und eine großräumige (europäische) 
Ebene, auf der die EU mittels Eurobarometer die Meinungen der EU-Bürger erhoben hat. 
 
 1.2. Aufbau der Arbeit 
Nach einer kurzen Einführung in das Thema werden die verwendeten Umfragetypen und ihre 
Analysekategorien dargestellt. Dann werden nach dem Abkürzungsverzeichnis zentrale 
Begriffe der Arbeit festgehalten und Definitionsversuche der selbigen unternommen. 
Anschließend wird kurz auf die Rahmenbedingungen für die EZA eingegangen. In kurzem 
Umfang wird ein historischer Abriss derselben gegeben sowie ihre Funktionsweise diskutiert. 
Ein überaus wichtiger Faktor für die Vermittlung von EZA und in der Folge auch für die 
Meinung der Befragten ist die mediale Darstellung, der deshalb ein kurzes Kapitel gewidmet 
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wird. Der nächste Punkt handelt von der empirischen Sozialforschung, die ebenfalls in einem 
kurzen Kapitel dargestellt wird. Dann folgen zentrale Hypothesen zu den Einflussfaktoren auf 
die Meinungsbildung der Österreicher. Der Hauptpunkt der Arbeit betrifft die Darstellung und 
Analyse unterschiedlicher quantitativer Datensätze, von denen drei aus dem kleinräumigen, 
drei aus dem mittelgroßen und einer aus dem großräumigen Bereich stammen. Die 
vorliegenden Umfragen werden hinsichtlich ihrer Ähnlichkeiten und Unterschiede auf der 
jeweiligen Ebene und im Vergleich zueinander untersucht. Am Ende der Arbeit folgen eine 
Zusammenfassung der gewonnenen Erkenntnisse, das Literatur- und Quellenverzeichnis 
sowie der Anhang.  
 
 1.3. Die Umfragetypen 
a) Die kleinräumigen Umfragen wurden zumeist von Sozialwissenschaftlern mit 
ausgewählten Befragtengruppen durchgeführt. Als Beispiele sind hier Rehbogen, 
Schachinger und Signitzer, die im Jahr 2006 quantitative Erhebungen mit 
Bürgermeistern zur EZA der Salzburger Gemeinden durchführten, sowie Bernd 
Promitzer, der die EZA-Meinung der Grazer und Grazerinnen erfasste, zu nennen. 
b) Die zweite Analyseebene stellt der österreichische Kontext dar, der durch das VIDC, 
Arbeiten von Prof. Kolland sowie quantitative Daten verschiedener 
Meinungsforschungsinstitute (z.B. Fessel-GFK) repräsentiert wird. Als Beispiele aus 
dieser Arbeit sind das IFK und die Linzer Soziologen Grausgruber und Holley 
anzuführen.  
c) Die dritte Analysekategorie betrifft die europäische Ebene der EU und der OECD. 
Hier sind das Eurobarometer der EU sowie das DAC Peer Review der OECD zu 
beachten, wobei die OECD mit dem Peer Review die EZA-Leistungen einzelner 




 1.4. Einflussfaktoren auf die Analyse quantitativer Daten 
a) Der Kontext der Umfrage 
- Die Art der Umfrage (Vollerhebungen, Stichproben) 
- Der/die Auftraggeber der Studie und seine/ihre Interessen 
- Der zeitliche und örtliche Kontext (Zeitpunkt der Befragungen- historischer 
Kontext, Stadt/Land, West/Ost) 
 
b) Die Auswahl der Befragten 
- Die Stichprobengröße (Untergruppen, Vollerhebungen) 
- Die Ausgewogenheit der Befragten (Junge- Pensionisten, Männer- Frauen, 
Einheimische- Zuwanderer, Berufstätige- 
Schüler/Studenten/Arbeitslose/Pensionisten, Anhänger politischer Parteien und 
Glaubensgemeinschaften, Angehörige verschiedener Bildungsniveaus 
(Pflichtschule-Lehre-Matura-akademische Ausbildung), Wohnort der 
Befragten(ländliche Gemeinden-Kleinstädte-Großstädte) und der Berufsstatus 
(niedrige-mittlere-höhere Position). 
 
c) Die Befragung 
- Die Befragungstechnik (schriftliche Befragung, E-Mail, Telefonbefragung, 
Interviews) 
- Der Inhalt der Fragen/das Thema (EZA als Haupt- oder Nebenthema) 
- Die Definition von Begriffen (zum Beispiel ,,Entwicklung‘‘) 
- Die Formulierung der Fragen (Sie sollen sprachlich einfach und verständlich 
formuliert, kurz, konkret, nicht suggestiv und neutral sein, vgl. dazu Atteslander 
2008) 
- Die Antwortkategorien (offene Antworten, Auswahl, Reihung von Antworten, vgl. 
dazu Atteslander 2008) 
 
d) Die Ergebnisse der Befragungen 
- Die Repräsentativität der Ergebnisse 
- Die Interpretation der Ergebnisse durch die Autoren/die Auftraggeber 




ADA = Austrian development agency 
AGEZ = Aktionsgemeinschaft Entwicklungszusammenarbeit 
BKA = Bundeskanzleramt 
BmeiA = Außenministerium (früher BmaA) 
BMF = Finanzministerium 
BMI = Innenministerium 
BmUKK = Unterrichtsministerium 
BmWFJ = Wirtschaftsministerium 
DAC = Development Assistance Commitee (die EZA-Stelle der OECD) 
EZA = Entwicklungszusammenarbeit 
FAG = Finanzausgleich 
GATT (general agreement on tariffs and trade) = Freihandelsabkommen der 
Welthandelsorganisation 
IFES = Institut für empirische Sozialforschung 
IFK = Institut für Kommunikationsforschung 
IWF = Internationaler Währungsfonds 
KOO = Koordinierungsstelle der österreichischen Bischofskonferenz 
LLDC’s = Least developed countries  
MDG’s = Millennium Entwicklungsziele 
ODA = Official Development Assistance (von der OECD anerkannte EZA-Leistungen) 
OECD = Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
ÖED = Österreichischer Entwicklungsdienst 
ÖFSE = Österreichische Forschungsstiftung für Entwicklung 
OOF = Other official flows 
PRSP = Armutsminderungsstrategie 
VIDC = Wiener Institut für Entwicklungsfragen und Zusammenarbeit 




 3. ZENTRALE BEGRIFFE 
 3.1. Entwicklung 
Der Begriff ,,Entwicklung‘‘ ist kaum zu definieren, weil er sehr viele Bereiche des 
menschlichen Lebens umfasst: 
,,Entwicklung wird oftmals mit den Begriffen Evolution und Fortschritt in Verbindung 
gebracht und ist somit ein sehr komplexer, vielschichtiger Begriff.’’ 
(http://stefan.schleicher.wifo.at/down/da/DA_05_Fankhauser.pdf:11 letzter Zugriff am 13.9.) 
 
Entwicklung wird zumeist über die Unterentwicklung definiert. Entwicklungsländer werden 
als mangelhaft beschrieben und die fehlenden Entwicklungen hervorgehoben. Dies geschieht 
normalerweise in Gegenüberstellung zu den hoch entwickelten so genannten Industrieländern. 
Obwohl dieser Begriff in unserem heutigen Wirtschaftsmodell schon wieder überholt ist, 
findet er sich in zahlreichen Charakterisierungen. Das Verständnis von Entwicklung hat sich 
im Laufe der Zeit in unterschiedlichen Entwicklungsdekaden verändert. Von nachholender 
Modernisierung über die Grundbedürfnisstrategie bis hin zu freien Märkten gingen die 
Lösungsansätze für die so genannte ,,Unterentwicklung‘‘. Franz Nuscheler meint dazu:  
 ,,Wenn wir von dauerhafter oder nachhaltiger Entwicklung sprechen, sprechen wir von 
Bekämpfung der Massenarmut und Befriedigung der Grundbedürfnisse bei größtmöglicher 
Schonung der nicht erneuerbaren Umweltressourcen.’’  
(Nuscheler 1996:265, zitiert nach Rainer 2000:8) 
 
Neben der Veränderung des Verständnisses von Entwicklung über die Zeit hinweg gibt es 
auch unterschiedliche Indikatoren zur Messung von Entwicklung: 
,,Die traditionelle ökonomische Sichtweise bezieht sich auf die Kapazitäten einer 
Volkswirtschaft, ausgehend von einem über eine längere Zeit andauernden statischen 
Zustand, ein jährliches Ansteigen des Bruttosozialprodukts zu generieren und 
aufrechtzuerhalten.’’  
(Todaro 1997: 14 zitiert nach  
http://stefan.schleicher.wifo.at/down/da/DA_05_Fankhauser.pdf:11) 
 
Ebenfalls ein Indikator wirtschaftlicher Entwicklungsmessung ist die Produktions- und 
Beschäftigungsstruktur eines Landes. Erfolgt eine Verschiebung vom landwirtschaftlichen 
zum industriellen und/oder Dienstleistungssektor, so gilt dies als Entwicklung. Neben den 
wirtschaftlichen Indikatoren, die bei genauerem Hinsehen aufgrund der Komplexität von 
Entwicklung wenig aussagekräftig sind, helfen auch soziale, politische und soziokulturelle 
Indikatoren Aussagen über den Entwicklungsstand eines Landes zu treffen. Soziale 
Indikatoren können die Lebenserwartung, Kindersterblichkeit, die Ernährungslage, die 
Alphabetisierungsrate u.a. beinhalten. Politische Indikatoren können politische Freiheit 
(Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, Pressefreiheit), die Abhaltung fairer Wahlen, die 
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Trennung von Exekutive, Legislative und Judikative u.a. beinhalten. Soziokulturelle 
Indikatoren beinhalten unter anderem die Gleichstellung und Gleichbehandlung der 
Geschlechter, Religionen, Ethnien, Altersgruppen, Sprachgruppen usw. (vgl. dazu 
http://stefan.schleicher.wifo.at/down/da/DA_05_Fankhauser.pdf)  
 
 3.2. Entwicklungsländer 
Gemeinhin spricht man von den entwickelten Industrieländern (zumeist  synonym verwendet 
mit dem OECD-Raum) und den unterentwickelten Ländern. Seit einiger Zeit gibt es auch den 
Begriff der ,,Schwellenländer’’, der große wirtschaftlich aufstrebende Staaten wie Brasilien, 
China oder Indien bezeichnet. Viele dieser Staaten bieten ein gemischtes Bild, sodass es 
schwierig ist sie in vorgefertigte Kategorien einzuordnen. Diese Kategorien werden zusätzlich 
noch vom ,,Norden’’ also den so genannten Industrieländern nach ihren Maßstäben und 
Vorstellungen von Entwicklung erstellt und auf ,,Entwicklungsländer’’ angewandt. Dabei 
werden viele Aspekte der sozialen Realität ausgeblendet, die für ein umfassendes Verständnis 
von Entwicklung notwendig wären. Trotz dieser Vereinfachungen und Lücken folgt nun ein 
Versuch der Definition. (Eigendefinition und Definitionen internationaler Organisationen): 
 
a) Entwicklungsländer 
Sie sind allgemein durch Armut und extrem niedriges Einkommen, eine niedrige 
Lebenserwartung in Folge mangelnder medizinischer Versorgung sowie durch einen großen 
Mangel an demokratischen Strukturen (z. B. Menschenrechte) gekennzeichnet. Außerdem 
exportieren und handeln viele Entwicklungsländer nach wie vor oft mit Rohstoffen 
,,sodass pro Dollar Exporterlös ein ganz besonders hoher Prozentsatz Naturzerstörung 
anfällt‘‘ 
(Weizsäcker in Göhner 1993:142) 
 
Gemeinhin werden die Länder Afrikas, Lateinamerikas und Asiens (bis auf Ostasien) zu 
dieser Länderkategorie gezählt. 
 
b) Schwellenländer 
Diese Länder profitieren von einem hohen Wirtschaftswachstum gepaart mit 
Industrialisierung, die wiederum eine wachsende Mittelschicht vor allem in Großstädten 
entstehen lässt. Sie erleben wachsende politische und militärische Bedeutung. Als 





Der ,,Norden’’ also Nordamerika, Europa, Ostasien und Ozeanien werden zu dieser 
Länderkategorie gerechnet. In den meisten dieser Staaten sind demokratische Systeme zu 
finden, die auf Marktwirtschaft und Arbeitsteilung basieren. Außerdem herrschen zumeist 
eine Trennung von Staat und Religion sowie eine Aufteilung der Macht auf mehrere Personen 
bzw. Gruppen vor. Der Rechtsstaat gilt als oberstes Prinzip der Staatsführung. 
 
Die UNO teilt die ,,3.Welt’’ auf Basis des Pro-Kopf-Einkommens ein in: 
- Least developed countries 
- Developing countries 
- Mitgliedsstaaten der OPEC 
(vgl. Todaro 1997:27f. nach http://stefan.schleicher.wifo.at/down/da/DA_05_Fankhauser.pdf) 
 
Die OECD orientiert sich ebenfalls am Pro-Kopf-Einkommen und teilt ein in: 
- Low-Income countries  
- Least developed countries 
- Middle-income countries 
- Newly industrialized countries 
- Mitgliedsstaaten der OPEC 
(vgl. Todaro 1997:27f. nach http://stefan.schleicher.wifo.at/down/da/DA_05_Fankhauser.pdf) 
 
Die Weltbank teilt alle Länder (Entwicklungs- und Industrieländer) aufgrund des Pro-Kopf-
Einkommens in vier Gruppen ein:  
- Low Income countries 
- Middle-Income countries 
- Upper-Middle-Income countries 
- High income countries  
(vgl. Todaro 1997:28 nach http://stefan.schleicher.wifo.at/down/da/DA_05_Fankhauser.pdf) 
 
Den Entwicklungsländern gemein sind nach Todaro folgende Kennzeichen:  
- niedriger Lebensstandard 
- niedriges Einkommensniveau 
- hohe Einkommensunterschiede/Ungleichheiten  
- schlechtes Bildungs- und Gesundheitssystem 
- niedrige Arbeitsproduktivität 
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- hohes Bevölkerungswachstum 
- hohe Arbeitslosenraten 
- große Abhängigkeit vom Agrarsektor und von Rohstoffexporten 
- schwache Stellung und in Folge große Abhängigkeit  
(vgl. Todaro 1997:38f. nach http://stefan.schleicher.wifo.at/down/da/DA_05_Fankhauser.pdf) 
 
 3.3. Entwicklungszusammenarbeit 
Um den Entwicklungsländern (aus Sicht des Nordens) zu helfen und um diese aus der 
Unterentwicklung zu befreien, entwickelte sich nach dem 2.Weltkrieg die Entwicklungshilfe, 
die später in Entwicklungszusammenarbeit umbenannt wurde. EZA ist ein Sammelbegriff für 
private und öffentliche entwicklungsbezogene Leistungen an so genannte 
Entwicklungsländer. Darunter fallen viele unterschiedliche Hilfsleistungen wie technische, 
wirtschaftliche, personelle oder finanzielle Unterstützungsleistungen (vgl. dazu Hanel 
1994:20 ff.). Der übergeordnete Rahmen für die EZA bildet die Entwicklungspolitik. Unter 
Entwicklungspolitik ist  
,,die Summe aller Mittel und Maßnahmen zu verstehen, die von Entwicklungs- und 
Industrieländern eingesetzt und ergriffen werden, um die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der Länder des Südens zu fördern, d.h. die Lebensbedingungen der Bevölkerung 
in den Entwicklungsländern zu verbessern.‘‘  
(Nohlen 2000:224) 
 
Enzensberger bemerkt dazu kritisch:  
,,Wem kommt zugute, was wir ,,Entwicklungspolitik’’ nennen: ,,uns’’ oder ,,denen’’? Dient sie 
moralisch unserer Entlastung, faktisch der Erpressung, der Sicherung unserer Machtposition, 
der Verschleierung unserer Ausbeutung, der Subventionierung unserer eigenen 
Exportindustrien?’’  
(Enzensberger in Nuscheler 1996:375) 
 
 3.4. Dritte Welt 
Der Begriff 3.Welt bezeichnete ursprünglich die Blockfreienbewegung neu entstandener 
unabhängiger Staaten nach der Entkolonialisierung, die sich weder dem westlichen noch dem 
kommunistischen System anschließen wollten. Eine genauere Unterscheidung der 3.Welt trifft 
beispielsweise Ravenhill, der ölexportierende Länder mit hohem Einkommen (z.B. Kuwait), 
industrialisierende Länder mit starkem Staat wie Taiwan, industrialisierende Länder mit 
Schuldenproblemen wie Argentinien, neu industrialisierende Länder wie Malaysia und 
Thailand sowie rohstoffproduzierende Länder vor allem im subsaharischen Afrika 
unterscheidet. (vgl. dazu Ravenhill 1990) Diese Einteilung muss man allerdings aus heutiger 
Sicht wieder relativieren. Einige Länder haben ihre Positionen in diesem Gefüge verändert, so 
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zum Beispiel Südkorea, das in den 60er Jahren noch ein Entwicklungsland war, aber heute zu 
den hoch technologisierten Industrieländern gehört. Die Schwellenländer Brasilien, Südafrika, 
China und Indien haben eine neue Kategorie an Ländern durch ihren schnellen 
wirtschaftlichen Aufstieg eröffnet. Die Länder Osteuropas haben eine Kehrtwende in nur 20 
Jahren vom Kommunismus hin zu kapitalistischen Demokratien vollzogen, von denen 
zahlreiche bereits EU-Mitglieder sind.  
Oftmals werden die Begriffe 3.Welt und Entwicklungsländer synonym verwendet, weshalb es 




 4.DIE (HISTORISCHE) ENTWICKLUNG DER EZA UND IHRE FUNKTIONSWEISE 
 4.1. Entkolonialisierung und Antikommunismus (60er Jahre) 
Gerald Hödl analysiert in seinem Buch ,,Österreich und die Dritte Welt‘‘ die Außen- und 
Entwicklungspolitik der Zweiten Republik bis zum EU-Beitritt 1995. Er sieht dabei die 
zentralen Konfliktlinien im West-Ost und Nord-Süd Konflikt begründet. Dieser ergab sich 
zunehmend nach dem Ende der europäischen Kolonialherrschaften, die den neuen Staaten 
zwar formelle Unabhängigkeit garantierten, aber gleichzeitig versuchten die neuen Eliten im 
westlichen Einflussbereich zu halten. Der IWF und die Weltbank hatten dabei die Aufgabe 
,,den sich erst zu Nationalstaaten entwickelnden Teil der Erde in die kapitalistische 
Weltgesellschaft einzubinden und zur Einhaltung ihrer Ordnungsprinzipien zu zwingen.’’ 
(Körner 1985:387, zitiert nach Hödl 2004: 17/18) 
 
Trotz der angestrebten Blockfreiheit bekannten sich viele dieser Staaten zum westlich-
kapitalistischen System, das zwischen 1945 und 1975 eine ,,period of prosperity‘‘ (Samir 
1998:16) erlebte, beziehungsweise zum kommunistisch-sowjetischen Politik- und 
Wirtschaftsmodell. Durch diese Zuordnung der Länder entstanden Verschränkungen zwischen 
dem Ost-West und dem Nord-Süd Konflikt.  
 
Österreich war nach dem 2.Weltkrieg selbst noch eine Art Entwicklungsland, da es massive 
Hilfen aus dem amerikanischen Marshall-Plan bezog. Österreichs Kontakte zum Ausland 
konzentrierten sich neben anderen internationalen Aktivitäten (UNO, EFTA) auf die 
Besatzungsmächte sowie auf Italien und Jugoslawien. Dabei ging es primär um die Frage des 
Staatsvertrags zur Wiedererlangung der Souveränität sowie um die Wahrung von 
Besitzansprüchen (Südtirol). Österreich setzte sich nach der Wiedererlangung der Neutralität 
für das Selbstbestimmungsrecht der Völker, ihre Unabhängigkeit und die Verrechtlichung der 
zwischenstaatlichen Beziehungen ein. Die Entwicklungsländer unterstützten wiederum 
Österreich in der Südtirolfrage, später bei der Kandidatur Waldheims als UNO-
Generalsekretär sowie bei der Anwerbung internationaler Organisationen. Trotzdem 
entwickelten sich sowohl die Beziehungen Österreichs zu diesen Ländern als auch die EZA 
selbst recht langsam. Den Beginn der staatlichen EZA Österreichs kann man auf die 60er 
Jahre zurück datieren. Über alle politischen Lager hinweg war man sich bezüglich der EZA 
einig, dass Entwicklung nur als nachholende Industrialisierung mit dem Westen als Vorbild 
funktionieren könne (vgl. dazu Nuscheler 1996:78f.). Der antikommunistische Konsens in der 




 4.2.Revolutionen und Brüche (70er Jahre) 
Die 70er Jahre brachten zahlreiche Öl- und Wirtschaftskrisen sowie antiimperialistische 
Revolutionen in Nicaragua und im Iran. Man begann aufgrund dieser Tatsachen über  
Rahmenbedingungen für Entwicklungsprozesse zu diskutieren. Die Dependenztheorie 
besagte, dass die Entwicklungsländer zu einem guten Teil von exogenen Faktoren 
(Handelsbedingungen, Politik der Industrieländer, postkoloniale Verbindungen) und weniger 
von endogenen Faktoren (selbst im Land verursacht) abhängig sind und: 
,,dass Unterentwicklung nicht als Folge einer mangelhaften Integration in die moderne Welt, 
sondern vielmehr als Folge einer sehr effektiven Integration in die von den Industrienationen 
dominierten Weltmarktbeziehungen verstanden wird’’  
(Boekh in Nohlen 1982:135) 
 
Daraus und aus der Angst des Westens vor neuerlichen linken Revolutionen entwickelte sich 
eine Grundbedürfnisstrategie, die die zentralen Bedürfnisse (Essen, Trinken, Wohnen, 
schulische Grundbildung, medizinische Grundversorgung) der Menschen befriedigen sollte.  
,,Es wurde eine Politik, die Entwicklungshilfe in allen politischen Bereichen integriert und 
sich nach den Grundbedürfnissen der Entwicklungsländer richtet, angestrebt.’’  
(VIDC 1993:3) 
 
1970 kam es in der österreichischen Außen- und Entwicklungspolitik mit der Amtszeit Bruno 
Kreiskys zu einem Wendepunkt. Kreisky als Vorsitzender der sozialistischen Internationale 
betrieb eine aktive Neutralitätspolitik und die SPÖ-Regierung verhandelte mit sozialistischen 
Regimes. Österreich nahm an der Konferenz der Blockfreien teil und intensivierte die 
Diplomatie vor allem im Nahostkonflikt. Somit wurde man zum  ,,good cop’’ (Hödl 2004:89) 
der Weltpolitik. Kreisky und sein Außenminister Toncic-Sorinj wollten sogar einen Marshall-
Plan einführen, mit dessen Hilfe man die Nachfrage in den Entwicklungsländern stärken und 
europäische Überproduktion abbauen wollte. Die Regierung Kreisky beschloss auch das lange 
Zeit geltende EZA-Gesetz 1974. Entwicklungshilfe wurde darin wie folgt definiert: 
,, Alle Maßnahmen und Leistungen, die der Vermittlung von Wissen und Können sowie der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Entwicklungsländer dienen.’’  
(Hödl 2004:40) 
 
 4.3.Restauration und Verbesserungen (80er Jahre) 
Die 80er Jahre brachten eine Restauration der politischen und ökonomischen Macht der 
Zentren, die die Weltordnung wieder nach ihren Bedürfnissen umgestalteten. Damit ist die 
Liberalisierung des Welthandels mittels GATT-Abkommen gemeint, durch das die 
Entwicklungsländer wieder stärker in die von den Industrieländern dominierte Weltwirtschaft 
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eingegliedert wurden. Die Zeit des ,,Aufholens’’ der 3. gegenüber der 1.Welt war- abgesehen 
von einigen aufsteigenden Schwellenländern- schon wieder vorbei und Mexiko musste seinen 
Staatsbankrott erklären: 
,,Das pro-Kopf-Einkommen der ärmsten Länder war schon in den 70er Jahren nur noch um 
0,5% pro Jahr gestiegen. In den folgenden Jahren fielen die Wachstumsraten steil ab; 
zugleich verringerten sich aufgrund fallender Rohstoffpreise die Exporterlöse und es türmten 
sich Schuldenberge auf.’’  
(Nuscheler 1996:80)  
 
Dennoch gab es in der ÖEZA gewisse Fortschritte zu verzeichnen. Die Kritik an Quantität 
und Qualität der ÖEZA führte zu Verbesserungen, indem der Exportkreditanteil gesenkt 
wurde und Empfängerländer politische Konditionalitäten erfüllen mussten. Neben der 






Diese vier Schwerpunkte gab es bereits zuvor unter Kreisky: 





Raffer meint dazu aber kritisch:  
,,Der Zusatz [des 3-Jahresprogramms] ,,und vieles mehr‘‘ bestätigte allerdings den Verdacht 
entwicklungspolitischer Experten, dass allen Bemühungen und Erklärungen zum Trotz ,,eine 
sektorielle Schwerpunktsetzung überhaupt nicht statt[findet].’’  
(Raffer 1995:40, zitiert nach Hödl 2004:252) 
 
 4.4.Europäisierung und das Ende der großen Entwicklungstheorien 
Der EU-Beitritt 1995 war ein entscheidender Einschnitt in die Souveränität Österreichs und 
Endpunkt des Weges der Orientierung am westeuropäischen System. Österreich nahm 
endgültig an der europäischen Integration teil, die sich durch den Zerfall Jugoslawiens und 
der Sowjetunion noch beschleunigt hatte. Durch die EU wurde die ÖEZA besser koordiniert 
und in ihrer Formulierung beschleunigt. Es erfolgte eine neue Schwerpunktsetzung auf die 
Balkanregion und die ehemaligen sozialistischen Staaten. Allerdings setzte Österreich im 
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Bereich Außen- und Entwicklungspolitik keine eigenen Akzente. Höll meint, dass trotz  
gewisser EU-bedingter Anpassungen und Verbesserungen:  
,,eine programmatische Auseinandersetzung mit der Außen- und Entwicklungspolitik der 
Gemeinschaft unterblieb und eine eigenständige zukünftige Haltung Österreichs sowohl in 
außen- als auch entwicklungspolitischen Belangen weder öffentlich politisch diskutiert noch 
konzeptionell erarbeitet wurde.’’  
(Höll 1997:778, zitiert nach Hödl 2004:127/128) 
 
Trotz aller Versuche mittels Entwicklungstheorien die Lage der Entwicklungsländer zu 
erklären und Lösungsansätze zu bieten, konnten all diese Theorien der Komplexität des 
Themas nicht gerecht werden. Ulrich Menzel spricht sogar vom ,,Ende der dritten Welt‘‘ und 
vom ,,Scheitern‘‘ großer Entwicklungstheorien (vgl. dazu Menzel 1998). Leisinger meint zum 
Ende der Entwicklungsdekaden und Entwicklungstheorien: 
,,Am Ende des Jahrhunderts, in dem das höchste Wirtschaftswachstum der 
Menschheitsgeschichte zu verzeichnen war und der dramatischste Schub an neuem Wissen 
und neuem Können auf diesem Planeten stattfand, vegetieren mehr Menschen als je zuvor in 
existenzgefährdender Armut dahin. Entwicklung, so wie sie in den einschlägigen 
ökonomischen und soziologischen Lehrbüchern seit vierzig Jahren beschrieben und 
empfohlen wird, hat bis heute für über eine Milliarde Menschen nicht stattgefunden.‘‘ 
(Leisinger 1994:101f.) 
 
 4.5. Die ÖEZA und ihre Funktionsweise 
Das Dreijahresprogramm der österreichischen Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit ist ein 
Instrument der längerfristigen Planung der österreichischen Entwicklungspolitik. Trotz der 
Planung auf drei Jahre gibt es jedes Jahr eine Fortschreibung des Programms, um eine 
jährliche Überarbeitung der bestehenden Planung zu ermöglichen. Das Dreijahresprogramm 
entsteht in Kooperation des Bundesministeriums für auswärtige Angelegenheiten, des 
Finanzministeriums, der Austrian Development Agency sowie dem entwicklungspolitischen 
Beirat für Entwicklungshilfe. Das Dreijahresprogramm wird vom Bundesministerium für 
auswärtige Angelegenheiten, jetzt Bundesministerium für europäische und internationale 
Angelegenheiten herausgegeben. (vgl. UE Entwicklungsplanung 2008:4) 
 
 4.5.1. Kriterien für die öffentlichen EZA-Leistungen(nach Hanel 1994) 
,, Als öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) gelten- laut DAC Definition- sämtliche 
Leistungen an Entwicklungsländer und multilaterale Stellen, die vom Staat und von den 
übrigen Gebietskörperschaften oder von den ihnen nachgeordneten Behörden gewährt 
werden,  sofern diese Leistungen folgende Bedingungen erfüllen:  
- Ihr Hauptziel muss die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung und die 
Verbesserung der Lebensbedingungen in den Entwicklungsländern sein. 
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- Sie müssen zu vergünstigten finanziellen Bedingungen erbracht werden und ein 
rechnerisches Zuschusselement von mindestens 25% aufweisen.‘‘ 
(Hanel 1994:20) 
 
Leistungen, die unter 25% Zuschuss aufweisen oder nicht den Schwerpunkten der ÖEZA 
entsprechen, werden als OOF bezeichnet. 
Die öffentlichen Leistungen setzten sich aus bi- und multilateralen Leistungen zusammen: 
- Bilaterale Leistungen beschreiben Leistungen, die direkt an ein Land bzw. einen 
Empfänger in einem bestimmten Land vergeben werden. 
 
- Multilaterale Leistungen bezeichnen Zuschüsse an multilaterale Organisationen und 
Finanzinstitutionen, die selbst EZA (-Projekte) durchführen. Multilaterale 
Organisationen sind die UNO, die OECD, die Weltbank, der IWF, die WTO, 
Entwicklungsbanken sowie die EU. Durch die Zusammenarbeit mit anderen Ländern 
in Stimmrechtsgruppen will sich Österreich in den Finanzorganisationen (Weltbank 
und Währungsfonds) mehr Einfluss sichern und auch die Empfängerländer erhoffen 
sich dort mehr Mitbestimmung, weil die einzelnen Geberländer in den 
Stimmrechtsgruppen weniger Macht ausüben können. Bei den regionalen 
Entwicklungsbanken ist Österreich bei der afrikanischen, asiatischen, 
interamerikanischen und der Nahostbank Mitglied. 
 
Daneben gibt es die Unterscheidung zwischen technischer und finanzieller Zusammenarbeit: 
- Die technische Zusammenarbeit bedeutet Wissenstransfer und die Erhöhung von 
Know-how. 
- Die finanzielle Zusammenarbeit soll helfen Liquiditätsmängel der Entwicklungsländer 
zu überbrücken und bessere Marktkonditionen für die Entwicklungsländer zu 
erreichen. (vgl. dazu Eder 1972:25-26) 
 
Diese finanzielle Zusammenarbeit lässt sich noch in weitere Punkte aufgliedern: 
- Investitionsschutzabkommen dienen der Verbesserung des Investitionsklimas. 
- Doppelbesteuerungsabkommen sollen die Doppelbesteuerung in 2 Ländern 
verhindern.  
- Das Zollpräferenzsystem hat zum Ziel Produkte aus Entwicklungsländern durch 
niedrigere Besteuerung günstiger einzuführen. Vor allem industrielle und agrarische 
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Produkte werden so behandelt, wobei aber der Inlandsmarkt durch eine Schutzklausel 
abgeschirmt wird.  
- Budgethilfe wird gemeinsam mit einer PRSP durchgeführt. 
 
 4.5.2. Die private EZA in Österreich (nach Hanel 1994) 
Die Geber sind private, genossenschaftliche, gewerkschaftliche und religiöse Organisationen, 
die nicht auf Gewinn ausgerichtet sind. Viele dieser Organisationen sind unter den 30 
konfessionell unabhängigen Organisationen der AGEZ vertreten.  
,,Sie versteht sich als Dachverband entwicklungspolitischer Nichtregierungsorganisationen 
und nimmt die Interessensvertretung ihrer Mitglieder gegenüber öffentlichen Stellen in 
Österreich, in jüngster Zeit auch gegenüber Stellen der Europäischen Union wahr.’’  
(Bittner 1996:13) 
 
In den Bundesländern gibt es unterschiedlich viele und wichtige private Organisationen. Die 
wichtigsten und österreichweit tätigen Organisationen sind dabei die AGEZ, Südwind, die 
Weltläden, ATTAC und das AAI (afro-asiatisches Institut). 
 
 4.5.3.Die EZA der katholischen Kirche in Österreich (nach Hanel 1994) 
In den 70er Jahren wandte man sich in der Kirche der Entwicklungspolitik in Form der 
Aufarbeitung der Papstenzyklika ,,zum Fortschritt der Völker‘‘ zu. Neben der direkten 
Förderung von Entwicklungsländern wollte die katholische Kirche vor allem 
Bewusstseinsbildung betreiben, um eine nachhaltige Änderung des (Konsum-)Verhaltens der 
Österreicher zu erreichen. Dabei sollten die Christen im Norden ressourcenärmer leben, damit 
diese in den Süden transferiert werden können, auf dessen Kosten der Norden bisher gelebt 
hatte. Doch neben diesen hehren Zielen sollte der Süden auch zum Christentum bekehrt 
werden (vor allem über die Missionshilfe in Afrika). 
,, Sie [die Kirchen] werben für ihre Tätigkeiten vornehmlich im Umfeld der Kirchen und 
finanzieren ihre Projekte großteils aus Kirchenkollekten. Vielfach verdanken sie ihre 
Entstehung dem im 19.Jahrhundert aufkommenden Missionsgedanken; die Mehrzahl der 
heute tätigen kirchlichen Einrichtungen wurden nach 1945 als 
Entwicklungshilfeorganisationen gegründet.’’  
(Bittner 1996:12) 
 
Horizont 3000 ist die kirchliche Durchführungsorganisation, die wie die anderen katholischen 
Verbände der KOO unterstehen, die durch die Mittelabhängigkeit und die Eigenständigkeit 
ihrer Mitglieder sehr im Handeln beschränkt ist. Heute haben die Kirchen Probleme mit 
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sinkenden Mitgliederzahlen und den daraus entgehenden Beitragszahlungen. Deshalb setzen 
sie mittlerweile verstärkt auf Kinderpatenschaften und Spendensiegel.  
Beispiele für die kirchliche EZA sind:  
- Caritas 
- Dreikönigsaktion 
- Ärzte ohne Grenzen 
- World Vision 
- Christoffel Blindenmission 
 
 4.5.4.Kritikpunkte an der ÖEZA 
Österreich weist und wies in seiner gesamten EZA-Geschichte- also seit den 60er Jahren- 
immer eine geringe ODA-Quote auf. Das heißt, dass der Anteil der EZA-Leistungen am 
gesamten BIP immer deutlich unter dem Ziel der UNO von 0,7% bzw. unter den von der EU 
vorgesehenen 0,51% (ab dem Jahr 2010) lag. Die Leistungen Österreichs stellten sich in den 
vergangenen Jahren wie folgt dar: Im Jahr 2001 wurden 0,34% (€ 706,93 Mill.), im Jahre 
2002 0,26% (€ 551,95 Mill.), 2003 0,20% (€ 446,78 Mill.), 2004 0,25% (€ 566,01 Mill.) und 
2005 0,52% des BIP für die EZA ausgegeben. (vgl. dazu UE Entwicklungsplanung 2008:11) 
Man sucht in Österreich nach ODA-anrechenbaren Leistungen, um die ODA-Quote zu 
erhöhen ohne wirklich mehr finanzielle Mittel für die EZA zur Verfügung zu stellen. 
 
Neben der geringen ODA-Quote spielen die Entwicklungsländer auch im Handel für 
Österreich keine wirkliche Rolle. Dazu meinen Pohl und Rüthemann:  
,,Güter, die alleine in Bayern erzeugt wurden, haben für Österreich eine umfangmäßig 
größere Bedeutung als alle Einfuhren aus der Dritten Welt, inklusive dem Erdöl.’’ 
(Pohl/Rüthemann/Steiner 1986:11, zitiert nach Christian Pinter 1989:20) 
 
Entwicklungsländer liefern großteils nach wie vor Rohstoffe und natürliche Ressourcen. 
Selbst Kohle, Gas und Erdöl kommen vorwiegend aus dem RGW-Raum also der ehemaligen 
Sowjetunion. Nahrungsmittelimporte aus Entwicklungsländern machten ebenfalls mehr aus 
als die bescheidene Nahrungsmittelhilfe Österreichs an die 3.Welt. Wichtige Handelspartner 
Österreichs waren zumeist ausschließlich Schwellenländer oder heutige Industrieländer wie 
Hongkong, Taiwan, Südkorea, China, Brasilien, Mexiko, Venezuela, Jugoslawien (vor 1990), 




Bei den EZA-Empfängerstaaten sind zumeist andere Länder Hauptempfänger österreichischer 
Leistungen als die vorgesehenen Schwerpunktländer. Diese Schwerpunktländer wurden 1992 
zur besseren Konzentration der ÖEZA definiert: Nicaragua, Bhutan, Kap Verde, Burkina 
Faso, Uganda, Äthiopien, Ruanda und Mosambik. Die Schwerpunktregionen der ÖEZA sind 
somit Zentralamerika, Westafrika, Ostafrika, das südliche Afrika und die Himalayaregion. 
(vgl. VO EZA-Zusammenfassung 2006:8) 
 
Abbildung 1: http://www.eza.at/index1.php?menuid=4&submenuid=245 [letzter Zugriff am 13.8.2010] 
 
Die LLDC’s bekommen ebenfalls nur wenige Mittel. Sie werden laut UNO-Definition von 
1971 so genannt, wenn (sie): 
,, 
- [Ein] Pro-Kopf-Einkommen von damals weniger als 100 US-Dollar, das schrittweise 
auf 355 US-Dollar angehoben wurde, [aufweisen] 
- [einen] Anteil der industriellen Produktion am BIP von weniger als 10% [aufweisen] 
- [die] Alphabetisierungsquote der über 15-Jährigen maximal 20% [beträgt] 
‘‘ (Theer 1995:68) 
 
Anstatt an die Schwerpunktländer oder an die LLDC’s gehen viele Mittel in die Ostförderung: 
,,Der Begriff der Ostförderung bezieht sich im öst. Kontext auf Unterstützungsleistungen für 
27 Staaten in Mittel- und Osteuropa, Südosteuropa sowie in Zentralasien.‘‘ 
(www.oefse.at/Downloads/publikationen/oeepol/oepol2004.pdf:63 [letzter Zugriff am 31.7.])  
 
Die Osthilfe gewann nach dem Zerfall Jugoslawiens und der Sowjetunion stark an Bedeutung. 
Die Hilfe des Westens für die neuen demokratischen Staaten war allerdings an politische und 
wirtschaftliche Bedingungen geknüpft, wie das Einhalten von Reformprozessen in den 
Bereichen der Demokratie, der Menschenrechte und der Wirtschaft. Ein wichtiges Ziel war 
die Heranführung dieser Länder an EU-Standards für einen zukünftigen EU-Beitritt. Bis heute 
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hat vor allem die österreichische Exportwirtschaft großes Interesse an intensiven Kontakten 
zu diesen Ländern. Wirtschaft und Entwicklung wurden deshalb in einer gemeinsamen 
Plattform für Südosteuropa verbunden. (vgl. dazu Loretz 2006) 
,, Die sogenannte Osthilfe oder Ostförderung hatte so eine von der EZA durchaus 
unterschiedliche , ,,politischere’’ Stoßrichtung und eigene Ziele und Intentionen, 
diversifizierte sich aber innerhalb weniger Jahre aufgrund der unterschiedlichen 
Entwicklungen der Zielländer sehr stark.’’  
(Loretz in Gomes/Schicho 2006:149) 
 
Außerdem wird oftmals die mangelnde Kompetenzverteilung in der ÖEZA kritisiert, die zwar 
durch die Gründung der ADA 2004 eine Besserung erfuhr, aber noch immer sehr zersplittert 
ist. Neben Parlament und Regierung spielen in die ÖEZA das Außenministerium, das 
Finanzministerium, das Innenministerium, das Unterrichtsministerium, das 
Wirtschaftsministerium, die ADA und nachfolgende Durchführungsorganisationen (NGO’s, 
Firmen) sowie Länder, Gemeinden,  Kammern (z.B. WKÖ), Gewerkschaften, Universitäten 
und Forschungseinrichtungen hinein. Das BMF ist dabei das eigentlich mächtige Ministerium, 
da es über die Exportförderungen sowie Entschuldungen entscheidet, die den Löwenanteil der 
ÖEZA ausmachen. Zusätzlich wickelt es die Beitragszahlungen an internationale 
Finanzorganisationen ab. (vgl. Kleinhappl 2008:8) Das BMI spielt in der ÖEZA über die 
Flüchtlingshilfe eine gewichtige Rolle. Die ADA wickelt die Projekte und Programme für das 
BmeiA über Verträge mit NGO’s und Firmen ab. Diese Bundesagentur ist eine private 
Organisation im Besitz des Außenministeriums. 
 
Diese und noch weitere Kritikpunkte entstammen zumeist der Feder der OECD. Diese führt 
mittels DAC Peer Review regelmäßige Überprüfungen der jeweiligen nationalen EZA durch, 
wofür zwei andere OECD-Mitgliedsländer jeweils ein drittes Land überprüfen. Nun folgen 
zwei solcher Überprüfungen der letzten Jahre als Schaubild für Österreich. Es werden die 
Höhe der EZA, die Empfängerländer, die Hilfssektoren, die Einkommensgruppe der 




Abbildung 2: http://www.oecd.org/document/6/0,3343,de_34968570_34968795_42539974_1_1_1_1,00.html 
[letzter Zugriff am 24.8.2010] 
  
Wie aus dieser Graphik ersichtlich ist, wurden 2006 tatsächlich rund 1.2 Milliarden Euro als 
offizielle Hilfsleistungen ausgegeben und damit 0.47% des BNE erreicht. 2007 wurden 0,50% 
des BNE erreicht.  Entschuldungen (vor allem des Iraks und Kameruns) machten den 
Löwenanteil der ÖEZA aus (rund 65%). Neben dem Irak waren Serbien, Bosnien, die Türkei 
und China Hauptempfängerländer der ÖEZA, allesamt keine klassischen Entwicklungsländer, 
sondern vielmehr Schwellenländer bzw. Länder der Ostzusammenarbeit. Unter den zehn 
größten Empfängerländern war kein einziges Schwerpunktland der ÖEZA. Außerdem 
erhielten zumeist Länder unteren bis mittleren Einkommens EZA-Leistungen, während die 
LLDC’s fast leer ausgehen. 
 




Abbildung 3: http://www.oecd.org/dataoecd/42/19/44283900.gif [letzter Zugriff am 13.8.2010] 
 
Die ODA-Quote sank von 2007 auf 2008 von 0,50% auf 0,43%. Der Irak blieb auch im Jahr 
2008 mit großem Abstand der Hauptempfänger von EZA-Leistungen bzw. besser gesagt 
profitierte er von Entschuldungsleistungen. Wiederum machten diese 
Entschuldungsmaßnahmen allein für den Irak die Hälfte der gesamten ÖEZA aus. Dann 
folgten wieder Länder aus der Osthilfe (Serbien, Bosnien) sowie Schwellenländer wie 
Ägypten, die Türkei oder China. Echte Entwicklungsländer wie der Tschad und Äthiopien 
folgen erst am Ende der zehn größten Empfänger. Es findet sich kein einziges 
Schwerpunktland in dieser Liste. 
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 5.DAS (FALSCHE UND MANGELHAFTE) BILD DER DRITTEN WELT IN 
ÖSTERREICHS ÖFFENTLICHKEIT 
 5.1.Darstellung in den Medien 
Entwicklungsländer werden in den Medien als Katastrophenregionen oder als exotisches 
Paradies dargestellt. Es herrscht in der EZA ein Marginalitätszirkel, denn sie ist kaum in den 
Medien vertreten, bekommt daher kaum Aufmerksamkeit und eine nur minimale finanzielle 
Ausstattung. (vgl. Maral-Hanak in Gomes/Schicho 2006: 103ff.) 
,, Jeder Ballwechsel eines Herrn Muster [……] erfährt mehr mediale Präsenz und 
Öffentlichkeit als vorbildhafte österreichische Entwicklungsprojekte.’’  
(Luger 1998:16f.) 
 
Grausgruber und Holley kritisieren, dass  
„Informationen ohne jenen Kontext dargeboten werden, der notwendig wäre, um die 
berichteten Ereignisse in einem größeren Zusammenhang verständlich einzuordnen. Sowohl 
Fernsehen als auch Zeitungen reduzieren und vereinfachen das vielfältige Geschehen in der 
dritten Welt auf Chaos, Bürgerkrieg und offizielle Politik“  
(Grausgruber/Holley 1997:29) 
 
,,Eine eigenständige, auch an normale oder gar ,positive’ Anlässe gebundene 3.Welt-
Berichterstattung [findet sich] im aktuellen Nachrichtensektor praktisch nicht.’’  
(Luger 1985:9 in IFP 1985) 
 
Dabei muss man zwischen den Medien und ihrer Qualität unterscheiden, denn ,,der Standard‘‘ 
oder ,,die Presse‘‘ greifen die Themen- wenn vorhanden- anders (qualitativ hochwertiger) auf 
als die Kronen Zeitung oder die Zeitung Österreich. Bei den Radiosendern haben Promitzer 
und Grausgruber/Holley gezeigt, dass Radiosender wie Ö1 mit vielen Reportagen ihre Hörer 
besser informieren als die Radiosender der Bundesländer, die hauptsächlich lokale 
Nachrichten bringen (Promitzer 2006:76/77). 
  
Abbildung 4: Grausgruber/Holley 1997:40 
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Die Massenmedien sind dabei Träger der Öffentlichkeit, die die Bürger an dieser teilhaben 
lassen und die ihre Informationsbedürfnisse befriedigen. Luhmann meint: 
,, Alles, was wir über unsere Gesellschaft, ja, über die Welt, in der wir leben, wissen, wissen 
wir durch die Massenmedien.’’  
(Luhmann 1996:9) 
 
Diese Medien generieren eine enorme Macht, da sie Themen setzen und andere Themen 
ausblenden können. Somit erschaffen sie Denkwelten und Denkdimensionen, in denen 
bestimmte Themen und Sichtweisen keinen Platz haben. 
,,Massenmedien kultivieren Weltbilder, die auf einem Selektions- und Konstruktionsprozess 
beruhen und in der Folge zum Grundgerüst politischer Meinungen werden, die die 
Realitätskonstruktion der Medienrezipienten mitgestalten.’’  
(Luhmann 1996:294) 
 
 5.2. Medien als Teil der entwicklungspolitischen Öffentlichkeitsarbeit 
Die Darstellung von Entwicklungsländern in den Medien ist Teil der Öffentlichkeitsarbeit. 
Dabei kann man kommerzielle Öffentlichkeitsarbeit (Spendenaufrufe/Fundraising) von 
Unternehmen und soziale Öffentlichkeitsarbeit unterscheiden (vgl. Plomberger 2000):  
,,Öffentlichkeitsarbeit, deren Zweck der Transport sozialer Anliegen ist, wird oft als Soziales 
Marketing bezeichnet.’’  
(Sibitz 1984:123-125, zitiert nach Pinter 1989:87) 
 
Die Öffentlichkeitsarbeit des Staates findet in vielen Bereichen wie in Ministerien, Ländern, 
Gemeinden, bei Polizei und Heer, in Schulen, Ämtern oder Staatsbetrieben statt. Die 
Hauptaktionsfelder der Öffentlichkeitsarbeit für EZA sind fairer Handel (Verhinderung der 
Kinderarbeit, gerechte Löhne), Frauenförderung (Arbeit, Kinderbetreuung), Umweltschutz, 
Friede und Menschenrechte, Tourismus (Massentourismus, Sextourismus) und Kunst und 
Kultur. Im Vergleich zu den allgemeinen EZA-Leistungen ist Österreich hier gut vertreten, da 




,,ist die Summe jener Tätigkeiten, die Informationen über Menschen, Kulturen und 
Organisationsformen der Dritten Welt vermittelt- und zwar derart, dass es in der 
Öffentlichkeit möglich wird, Vergleiche zur eigenen Lebenssituation zu ziehen und 
Zusammenhänge zwischen eigenem Leben und der Situation von Menschen in der Dritten 
Welt zu begreifen.’’  
(Pinter 1989: 98, zitiert nach Rainer 2000:27 und Plomberger 2000:131) 
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 6.EMPIRISCHE SOZIALFORSCHUNG (NACH ATTESLANDER 2008) 





- Verwendung der Ergebnisse  
 
Im Forschungsablauf werden soziale Daten gewonnen:  
,,Unter sozialen Daten im engeren Sinne verstehen wir systematisch erhobene Aspekte 
gesellschaftlicher Wirklichkeit.’’  
(Atteslander 2008:12) 
 
Auf Basis dieser Daten werden folgende Typen von Hypothesen aufgestellt: 
- Die Verteilung von Merkmalsausprägungen in der Grundgesamtheit  
- Unterschiedlichkeitshypothesen (schlechter-besser) 
- Zusammenhangshypothesen (wenn-dann) 
 
Ziele der empirischen Sozialforschung sind der Vergleich der Ergebnisse mit anderen 
Untersuchungen sowie die Objektivierung der Resultate:  
,, Andere Untersuchungen sind insbesondere auch dann zu berücksichtigen, wenn 




,,Gerade weil es für Menschen durch eigenes Erleben verschiedene soziale Wahrheiten gibt, 
ist es Aufgabe von Theorie und Methodik, höchstmögliche Wahrhaftigkeit bei der Erhebung 
sozialer Daten zu erreichen und systematische und kontrollierbare Interpretationen der 
Befunde zu ermöglichen.’’  
(Atteslander 2008:1) 
 
 6.1. Die Befragungsmethoden 
,,Befragung bedeutet Kommunikation zwischen zwei oder mehreren Personen. Durch verbale 
Stimuli (Fragen) werden verbale Reaktionen (Antworten) hervorgerufen: Dies geschieht in 
bestimmten Situationen und wird geprägt durch gegenseitige Erwartungen. Die Antworten 
beziehen sich auf erlebte und erinnerte soziale Ereignisse, stellen Meinungen und 





a) Telefonumfragen: Sie sind sehr kostengünstig durchzuführen. Der Nachteil besteht 
darin, dass keine Kontrollmöglichkeit der Umfragesituation besteht. 
 
b) Internet- und Onlinebefragungen: Sie sind besonders schnell und kostengünstig 
durchzuführen. Damit erreicht man aber nur einen gewissen Teil der Bevölkerung. 
Bestimmte Gruppen (Pensionisten, Hausfrauen) sind hier sehr spärlich vertreten. 
 
c) Schriftliche Befragungen: Sie werden zumeist auf dem Postweg abgewickelt, womit 
räumliche Entfernungen problemlos überbrückt werden können. Allerdings kann die 
Befragungssituation überhaupt nicht gesteuert werden. Ausfälle, also Personen die den 
Fragebogen nicht beantworten, sind zumeist sehr zahlreich. 
 
d) Mündliche Einzelbefragung: Sie wird zumeist in Form eines Fragebogens mit offenen 
und geschlossenen Fragen durchgeführt, die dem Befragten vom Interviewer gestellt 
werden. Laut Prof. Traweger von der Universität Innsbruck besteht der große Vorteil 
dieses Umfragetyps darin, dass die Befragungen einfach und sehr zielsicher 
durchgeführt werden. (vgl. http://stat.uibk.ac.at/cmt/PS_PW_Inhalt07_08.doc [letzter 
Zugriff am 13.8.2010]) Nachteile dabei sind die hohen Kosten sowie der Einfluss des 
Interviewers auf die Antworten der Befragten. (vgl. dazu Atteslander 2008) 
 
Die gestellten Fragen lassen sich in zwei Kategorien- offene und geschlossene Fragen- 
gliedern. Die offene Frage enthält keine festen Antwortkategorien und der Befragte kann 
völlig frei antworten. Die geschlossene Frage legt ihm Antworten vor, aus denen er sich seine 
Antwort auswählt. Geschlossene Fragen werden leichter beantwortet und garantieren daher 
ein gewisses Maß an Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit, haben aber oftmals eine 
Suggestivwirkung. Bei den geschlossenen Fragen gibt es folgende Fragemöglichkeiten: 
- Die dichotomen Fragen weisen zwei Antwortmöglichkeiten auf (ja/nein) 
- Die multiple choice/Alternativfragen haben mehrere Antwortmöglichkeiten 
- Die Likert-Skala ermöglicht es den Befragten ihre Antworten nach dem Grad ihrer 
Zustimmung oder Ablehnung zu ordnen. 
- Die Beurteilungsskala weist vorgegebene Beurteilungswerte auf. 





Vollerhebungen sind meist zu langwierig und zu teuer, deshalb verwendet man Stichproben:  
1) Zufallsstichprobe: Bei dieser Auswahl hat jede Untersuchungseinheit die gleiche 
Chance gezogen zu werden. 
 
a) Geschichtete Zufallsstichprobe: Bei heterogener Grundgesamtheit sollte man eine 
geschichtete Zufallsstichprobe vornehmen, indem man in jeder Teilmenge eine 
einfache Zufallsstichprobe durchführt.  
 
b) Klumpenstichprobe: Die Grundgesamtheit wird in mehrere Klumpen unterteilt und 
dann werden eine bestimmte Anzahl von Klumpen also Gruppen gezogen und in 
ihrer Gesamtheit untersucht.  
 
c) Mehrstufige Stichproben: Hierbei handelt es sich um die Kombination mehrerer 
Verfahren.  
 
2) Systematische Stichprobe 
a) Das Quotenverfahren: Man teilt die Grundgesamtheit in verschiedene Quoten auf 
(Alter, Bildung usw.), deren Prozentwerte als Anteil an der Gesamtheit mittels 
statistischer Jahrbücher ermittelt werden. Die Stichprobe wird dann auf die 
Prozentwerte der Quoten verteilt. (vgl. dazu 
http://stat.uibk.ac.at/cmt/VO_PW_Inhalt05_06.doc  und Atteslander 2008) 
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 7.ZENTRALE HYPOTHESEN ZUR MEINUNG DER ÖSTERREICHER ZUR EZA 
,,In einer Regressionsanalyse konnten im Grunde genommen vier Einflussbündel ermittelt 
werden, welche auf Zustimmung bzw. Ablehnung, dass Österreich Entwicklungshilfe leistet, 
einen Einfluss nehmen: Die soziale Lage, in der sich jemand befindet; die damit 
einhergehenden Werthaltungen und gesellschaftspolitischen Orientierungen; weiters spezielle 
Ansichten zum Thema Unterentwicklung und EZA- die Vorstellungen über jene Bedingungen, 
unter denen Österreich überhaupt EH leisten sollte einerseits sowie die Vorstellungen über 
die Ursachen der Unterentwicklung- und schließlich die zur Meinungsbildung genutzten 
Medien. Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass dieses Modell durchaus eine 
Erklärungskraft besitzt. Rd. 40% der Varianz der Beurteilung kann damit erklärt werden.’’ 
(Grausgruber/Holley 1997:134f.) 
Nun folgen eigene Hypothesen zu den Einflussfaktoren auf die Meinungsbildung zur EZA: 
 7.1.Geringer Bekanntheitsgrad und Bedeutungslosigkeit 
Die EZA ist in Österreich bei der durchschnittlichen Bevölkerung kaum bekannt. Dies hat 
unter anderem mit der Darstellung von Entwicklungsländern in den österreichischen Medien 
(siehe Kapitel 5) sowie mit der Bedeutungslosigkeit des Themas in der österreichischen 
Politik zu tun. Weder im Parlament, in der Regierung, in den Ländern, noch in den Parteien 
oder Vorfeldorganisationen wie dem ÖGB oder der Wirtschafts- und Arbeiterkammer schenkt 
man dem Thema große Beachtung. Die Thematik wird und wurde im Parlament zumeist von 
neuen jungen Abgeordneten übernommen und der Entwicklungshilfeausschuss im Parlament 
ist sehr marginalisiert. Die Regierung gibt in jeder Regierungserklärung Lippenbekenntnisse 
zur Erhöhung der ÖEZA ab, aber in Wirklichkeit wird hier immer wieder eingespart. (siehe 
aktuell die Kürzungen im EZA-Budget wegen der Finanz- und Wirtschaftskrise) Die SPÖ 
betrieb in der Vergangenheit über Arbeiterinitiativen verhältnismäßig viel an EZA-Arbeit, die 
ihre Glanzzeiten aber schon in den 70er Jahren unter Kanzler Kreisky erlebte. Diese Nicht-
Beachtung des Themas zeigt sich unter anderem in der ODA-Quote Österreichs, die im 
Verhältnis zu anderen vergleichbaren Ländern beschämend gering ist. Die folgende Statistik 
zeigt die Leistungen Österreichs beispielhaft für das Jahr 2002. 
 
Abbildung 5: Promitzer 2006:16 
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 7.2. Große Zustimmung 
Trotz des geringen und oftmals falschen Wissens über Entwicklungsländer und die EZA 
spricht sich der überwiegende Teil der Österreicher für die Entwicklungszusammenarbeit aus. 
Dabei spielt das Bildungsniveau eine große Rolle, denn  
,,Eine positivere Haltung weisen weiters Personen mit einer höheren Schulbildung auf’’ 
(Grausgruber/Holley 1997:13) 
 
Die Mehrheit der Befragten spricht sich zumeist aus humanitären Gründen für EZA aus. 
Wenn aber eigener Verzicht dafür eingefordert wird, stimmen nur mehr wenige Befragte für 
eine Erhöhung der EZA. Hier spielt wiederum der Bildungsfaktor eine wichtige Rolle, da 
höher gebildete Menschen eher zugunsten einer Erhöhung von EZA auf etwas verzichten. 





Abbildung 6: VIDC 1993:53 
 
 7.3. Hohe Kontinuität im Meinungsbild der Österreicher 
In der Meinung der Bevölkerung zur ÖEZA herrscht große Kontinuität, die sich trotz 
zahlreicher Regierungswechsel und unterschiedlicher Regierungsparteien kaum verändert hat. 
So spiegeln sich weder die ÖVP-FPÖ Regierung der 2000er Jahre noch die Kanzlerschaft 
Kreiskys in den 70er Jahren in Veränderungen der Meinungsbilder zur EZA wieder. Trotz 
dieser großen Kontinuität kann man gewisse Trends in der Zustimmung feststellen. Dazu 
verweise ich auf die Seiten 44 und 45 dieser Arbeit. 
 
 7.4. Die verschiedenen Milieus und ihre Sichtweisen 
Nach Schulze, der einen Milieuvergleich basierend auf Alter und Bildungsniveau in seinem 
Buch ,,die Erlebnisgesellschaft’’ vorgenommen hat, kann man fünf Niveaus unterscheiden, 
die unterschiedlich hohe Zustimmungsraten zur EZA aufweisen: 
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a) Das Selbstverwirklichungsmilieu besteht zumeist aus Studenten und Menschen 
höherer Bildung. Darunter sind überdurchschnittlich viele Grünwähler zu finden, die 
prinzipiell die EZA sehr stark begrüßen.  
 
b) Das Unterhaltungsmilieu besteht zumeist aus jungen ungebildeten Arbeiterschichten, 
die sich im Verhältnis zu ihren gleichaltrigen Kollegen aus dem ersten Milieu wenig 
bis gar nicht mit Politik beschäftigen und eine deutlich geringere EZA-
Zustimmungsrate aufweisen. 
 
c) Das Harmoniemilieu beschreibt Menschen niedriger Bildung ab 38 Jahren, denen 
Geborgenheit und Ordnung wichtig ist. Hier sind besonders viele FPÖ-Wähler zu 
finden, die der EZA grundsätzlich am kritischsten gegenüber stehen. 
 
d) Das Integrationsmilieu beschreibt Menschen mittlerer Bildung ab 38 Jahren (Beamte, 
Angestellte), die Konformität und Ordnung schätzen und eher stärker für EZA 
votieren. 
 
e) Das Niveaumilieu beschreibt Menschen hoher Bildung ab 38 Jahren, die eine höhere 
Position in der Gesellschaft inne haben und sich stark für EZA aussprechen. 
 
 
Abbildung 7: Promitzer 2006:35 
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 8. ANALYSE DER QUANTITATIVEN DATENSÄTZE 
 8.1. Kleinräumige Umfragen 
 8.1.1. IFES- Die Sichtweise der Nord-Süd Beziehungen von 14-Jährigen im Jahr 1988 
1) Auftraggeber 
Anlässlich der europäischen Nord-Süd Kampagne wurde die Studie im Auftrag des 
österreichischen Komitees für UNICEF, des Kinderhilfswerks der UNO und des 
Unterrichtsministeriums durchgeführt. Die genannten drei Auftraggeber wollten mit den 
Gruppen, die sie vertreten bzw. für die sie verantwortlich sind- also Kinder und Jugendliche- 
eine Einstellungsstudie zu den Nord-Süd Beziehungen durchführen. Projektplan und 
Fragebogen wurden gemeinsam vom Ministerium, vom UNICEF-Komitee, vom ÖED und 
vom IFES entwickelt. Der Verfasser der Berichte ist Dr. Ogris vom IFES, das seit mehr als 
vierzig Jahren im Bereich der Meinungs-, Markt- und Sozialforschung tätig ist.  
 
2) Durchführung der Befragungen  
In den Schulen wurden vom Ministerium im Mai und Juni 1988 die Befragungen der Schüler 
abgewickelt, wobei die drei folgenden Zielgruppen erhoben werden sollten:  
a) Ein repräsentativer Querschnitt von Jugendlichen im Alter von 14 Jahren 
b) Vergleichsgruppe 1: 14-jährige Schüler mit besonders engagierten Lehrern 
c) Vergleichsgruppe 2: 17-jährige AHS-Schüler 
 
Dabei wurden 1740 14-Jährige und im Vergleich dazu 537 17-jährige Schüler befragt. 
Aufgrund der Stichprobengröße von insgesamt knapp 2300 Schülern kann man die Daten als 
repräsentativ für die gesamte österreichische Schülerpopulation ansehen. 52 der befragten 
Schulen wurden nach dem Zufallsprinzip und 10 Schulen wurden gezielt ausgewählt, da hier 
in den 4.Klassen besonders intensiver entwicklungspolitischer Unterricht stattfand. Insgesamt 
waren von den 62 Schulen 24 AHS (Gymnasien). Der jeweilige Schulleiter wählte die Klasse 
und die Lehrer zur Befragung selbst aus.  
 
 8.1.2.Analyse der Ergebnisse 
Da es viele unterschiedliche Einflüsse auf die Prägung eines Weltbilds speziell bei 
Jugendlichen gibt, kann man nie alle Einflussfaktoren exakt erfassen. Folglich werden nur die 






Der Großteil der befragten Jugendlichen (87%) war schon einmal im Ausland. Diese 
Auslandskontakte können die Haltung zu den Nord-Süd Beziehungen beeinflussen.  
 
b) Informationsquellen 
Familie, Schule, Freundeskreis und Öffentlichkeit (Medien) beeinflussen die Jugendlichen 
und ihre Meinungen. Wie im Einführungskapitel zu den Medien bereits angesprochen: 
,,[Vermindert] die Berichterstattung in den Massenmedien, also in Fernsehen, Radio und den 
Printmedien (vermindert) eine positive Einstellung zur Entwicklungshilfe.‘‘  
(IFES 1988:15) 
 
In der Schule wurde in den befragten Klassen zu 95% über Entwicklungsländer gesprochen. 
Dieser Prozentsatz hat zwar mit der gezielten Auswahl einiger Klassen zu tun, in denen zur 
Nord-Süd Problematik gearbeitet wurde, doch trotzdem erscheint dieser Wert überaus hoch zu 
sein, denn entwicklungspolitischer Unterricht war und ist in den Schulen nach wie vor nur 
eine Querschnittmaterie, die zwar in alle Unterrichtsfächer einfließen sollte, doch in der 
Realität kaum angesprochen wird. Der Mehrzahl der Lehrer selbst fehlt es an Wissen, 
Verständnis und Bewusstsein. 
In einem Viertel der Familien wurde über Ereignisse in anderen Ländern gesprochen. Diese 
familiären Gespräche haben viel mehr Einfluss auf die Meinung der Jugendlichen als der 
Schulunterricht, denn hier werden Bewertungen und Werthaltungen zum Thema Nord-Süd 
Problematik übertragen. Jugendliche aus Familien, in denen viel über Politik diskutiert wurde 
zeigten ebenfalls stärkere Aufmerksamkeit bezüglich der Nord-Süd-Problematik. 
 
c) Sympathien/Antipathien 
Die Jugendlichen hegten für Österreich und andere westliche Industriegesellschaften die 
größten Sympathien. Die USA war im Gegensatz zur Sowjetunion und zum arabischen Raum 
sehr beliebt. Der Westen galt ihnen trotz Problemen (Umweltverschmutzung, 
Verschwendung) als Entwicklungsideal. China und Japan waren von den außereuropäischen 
Weltregionen noch am beliebtesten, während Lateinamerika, Afrika und Südostasien bei den 
Zustimmungswerten im Mittelfeld verharrten. Jedoch attestierten die Jugendlichen der 3.Welt 
durchaus auch positive Merkmale wie Bescheidenheit, sozialeres Zusammenleben und die 
Schonung der Natur. Die Sowjetunion und der Kommunismus wurden überaus negativ und 
als Bedrohung wahrgenommen. Die Schüler/Jugendlichen dieser Generation wuchsen im 
Kalten Krieg auf, in dem ihnen immer wieder die Zugehörigkeit Österreichs zum westlichen 
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Machtblock sowie die Ablehnung aller kommunistischen Ansätze eingebläut wurden. Die 
Zustimmung zu den Weltregionen hat sicherlich auch mit der Bekanntheit der selbigen zu tun, 
da man bei vertrauten Dingen (z.B. Essen aus China/Japan, japanische Fernsehserien, 
japanische Autos usw.) eher eine positive Verbindung herstellen kann als zu gänzlich 
unbekannten und sehr fremd wirkenden Kulturen wie die des arabischen Raums.  
 
d) Probleme der Welt 
Hunger und Unterernährung, Krieg und Aufrüstung und die Ungleichheit zwischen Arm und 
Reich waren die zentralen Probleme für die Jugendlichen. Hauptschüler betonten eher 
Arbeitslosigkeit und Ungleichheiten, während AHS-Schüler eher Umweltprobleme und 
Aufrüstung als dringende Probleme ansahen. Diese Betonung des Sozialen durch die 
Hauptschüler lässt sich laut Ogris auf die schlechteren sozialen Verhältnisse und Chancen 
dieser Schülergruppe zurückführen. 
 
e) Einstellungen 
Grundsätzlich stand der Großteil der Schüler der EZA positiv gegenüber. Allerdings ging die 
Zustimmung unter der Bedingung der Verzichtbereitschaft deutlich zurück. Diese Tatsache 
zeigte sich auch bei den Erwachsenen (siehe S.30). 
 
f) Partizipationsbereitschaft 
Am leichtesten waren die Schüler zum Spendensammeln zu motivieren (54%). Daneben 
waren noch das Diskutieren von Filmen, das Halten eines Referats oder die Veranstaltung 
eines Flohmarkts recht beliebt. Immerhin ein Fünftel der Befragten konnte sich vorstellen 
selbst einmal als Entwicklungshelfer aktiv zu sein. Ein ähnliches Bild zeigte sich bei der 
Befragung von Erwachsenen durch Grausgruber/Holley (siehe S.65). 
 
Die 17-jährigen AHS-Schüler waren im Vergleich zu ihren 14-jährigen Kollegen in ihren 
Meinungen und Ansichten bereits deutlich gefestigter, weshalb man daraus schließen kann, 
dass die Jugendlichen in dieser Zeit einen deutlichen Reifungsprozess durchmachen. Waren 
zuvor noch Sport und Tiere an der 3.Welt interessant, so entwickelten sich zunehmend 
soziale, wirtschaftliche und politische Interessen. Somit ergab sich eine stärkere intellektuelle 




 8.2. Kleinräumige Umfragen 
 8.2.1.Salzburger Bildungswerk/Intersol- Die Salzburger Bürgermeister zur EZA 2006  
 
a) Auftraggeber 
Diese Umfrage im Rahmen einer Studie zur EZA der Salzburger Gemeinden wurde 2006 im 
Auftrag des Salzburger Bildungswerks und Intersol durchgeführt. Das Salzburger 
Bildungswerk ist eine laut Selbstdefinition unabhängige Plattform für Erwachsenenbildung 
und als Verein konstituiert. Intersol ist ein Verein zur Förderung internationaler Solidarität, 
der eng in Verbindung mit dem Bildungswerk steht.  
 
b) Aufbau der Organisation 
 
Abbildung 8: http://www.salzburgerbildungswerk.at/d_home.htm [letzter Zugriff am 26.7.2010] 
 
Diese Grafik zeigt den Aufbau des Salzburger Bildungswerks, bei dem die örtlichen 
Bildungswerke die Basis der Organisation darstellen. Sowohl in den Fachausschüssen als 
auch im Vorstand sitzen einerseits Experten aus der Organisation selbst, andererseits stehen 
einige Mitglieder dem Land Salzburg bzw. der Politik nahe. Präsidentin der Organisation ist 
die Landeshauptfrau der SPÖ Gabi Burgstaller. Das Land und die Stadt Salzburg, die 
Raiffeisenbank Salzburg sowie das BmUKK fördern das Bildungswerk. 
 
c) Tätigkeiten 
Der Verein führt Veranstaltungen in praktisch allen Salzburger Gemeinden durch, wozu man 
in neun Arbeitskreisen, die sich hauptsächlich mit der Heimat (Sprache, Literatur, 
Geschichte), Bildungsangeboten sowie dem Nord-Süd Dialog beschäftigen, gemeinsam 
Projekte erarbeitet und umsetzt. Unter den vielen Arbeitskreisen gibt es einen Arbeitskreis mit 
dem Namen ,,Gemeinde und eine Welt‘‘, der kritisches entwicklungspolitisches Potential, 
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nachhaltige öko-sozial verträgliche Entwicklung und Bildungsarbeit in Kooperation mit 
Ländern des Südens fördern möchte. Dies soll über Informations-, Bildungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit, Publikationen, Ausstellungen, Personalentsendung und über die 
Zusammenarbeit innerhalb Österreichs als auch mit den südlichen Partnerländern geschehen. 
 
d) Projekte 
Das Bildungswerk betreibt unterschiedliche Projekte in Entwicklungsländern. Dazu gehören 
die Förderung der Nahrungsmittelproduktion in El Salvador, die Kulturförderung der Urus 




Ziel des Bildungswerks ist die Schaffung von Bewusstsein und Problemlösungsstrategien im 
lokalen, regionalen, nationalen und internationalen Kontext. 
 
f) Einschätzung der Organisation 
Das Salzburger Bildungswerk stellt eine eher globalisierungskritische Gruppe dar, da sie auf 
ihrer Homepage zum Beispiel schreibt, dass die Globalisierung in der derzeitigen Form dem 
Norden dient, der den Süden immer weiter ausbeutet. Die selbst angeführte Unabhängigkeit 
ist allerdings zu hinterfragen, da das Netzwerk direkt vom Land und der Stadt Salzburg sowie 
von der Raiffeisenbank gefördert wird und dem Land Salzburg gehört, dessen 
Landeshauptfrau Gabi Burgstaller Präsidentin des Netzwerks ist. Deshalb ist davon 
auszugehen, dass das Netzwerk nicht vollkommen politisch unabhängig ist.  
 
 8.2.2. Analyse der Befragungen 
 8.2.2.1 Kontext der Befragungen 
Die EZA-Rahmenbedingungen und strukturelle Kennzeichen der (befragten) Gemeinden 
(übernommen von der Statistik Austria) sind für die Erstellung der Fragebögen wichtig und 
immer mitzudenken: 
- Die Gemeindegröße (78% der Gemeinden hatten weniger als 4000 Einwohner) 
- Das Bildungsniveau der Gemeindebewohner (88% ohne Matura) 
- Der Ausländeranteil an der Wohnbevölkerung (durchschnittlich 7,5%) 
- Die finanzielle Situation der Gemeinden (FAG, Steuereinnahmen/Kopf, 
Gesamtbudget) 
- Die Parteizugehörigkeit des Bürgermeisters (80% ÖVP) 
38 
 
- Die Gemeindepolitik (Entscheidungsfindung) 
- Die EZA des Landes Salzburg 
Salzburg ist im EZA-Bereich der Länder österreichweit führend. Der entwicklungspolitische 
Beirat spielt (wie in der Steiermark) im Gegensatz zu anderen Bundesländern eine wichtige 
Rolle. Seit 1994 besitzt Salzburg zwei Partnerregionen in Tansania und El Salvador. 
- Staatliche österreichische EZA-Vorgaben (darunter das EZA-Gesetz von 2002) 
- Die EU-Ebene  
- Die globale Ebene: UNO, Weltbank, IWF und die Welthandelsorganisation 
 
 8.2.2.2. Vorlauf zu den Befragungen 
Bevor man die Fragebögen per Post ausschickte, versuchte man Expertenmeinungen (in Form 
von vier Interviews mit einer Kulturbeauftragten, einem Bürgermeister, einem Mitarbeiter des 
Bildungsnetzwerks sowie mit dem Sekretär des entwicklungspolitischen Beirats) in diese 
einfließen zu lassen.  
 
Die Gemeinden des Landes Salzburg machten die Grundgesamtheit der Befragungen aus. Es 
wurde somit eine Vollerhebung in allen 118 Salzburger Gemeinden exklusive der Stadt 
Salzburg durchgeführt. 63 der im Jahr 2006 an die Salzburger Gemeinden ausgeschickten 118 
Fragebögen fanden ihren Weg zurück zu den Autoren (junge Wissenschaftler der Universität 
Salzburg), was einer bescheidenen Rücklaufquote von 53,4% entspricht. Das 
Bildungsnetzwerk meint selbst, dass Gemeinden, die sich ohnehin schon für EZA interessiert 
hätten, am ehesten die Fragebögen beantwortet hätten. 
(http://eduspaces.net/sigi/files/9345/20714/Studie_ueber_EZA_in_den_Salzburger_Gemeinde
n_1996-2006+-+Forschungsbericht+-+.pdf: 10 [letzter Zugriff am 13.8.2010]) 
 
Der erste Teil der Umfrage mit Einstellungs- und Wertefragen wurde an die Bürgermeister 
geschickt, während der zweite Teil der Fragen zu den EZA-Projekten an die Amtsleiter 
gerichtet war. Beide Personen der jeweiligen Gemeinde hatten die Möglichkeit bei 
Unklarheiten die Forscher zu fragen. Zusätzlich bekamen die beiden Gemeindevertreter zwei 
Begleitschreiben zur Thematik und zur Vorgehensweise beim Ausfüllen der Fragebögen. Die 
Antworten der unterschiedlichen Gemeindevertreter sind aufgrund der Homogenität gut 
vergleichbar, da man davon ausgehen kann, dass die Gemeindevertreter ähnliche Aufgaben 
und Probleme in ihren Gemeinden haben sowie ähnliche Einschätzungen zur EZA der 
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Salzburger Gemeinden abgeben. Der Nachteil eines sehr homogenen Befragungssamples ist, 
dass wahrscheinlich wenig stark abweichende Meinungen auftauchen. 
 
 8.2.2.3. Analyse des Fragebogens 
Die Hauptfragen an die Gemeindevertreter behandelten Projekte der Gemeinden und Gründe 
für eine Durchführung oder Nicht-Durchführung von EZA sowie deren Finanzierung und 
Umsetzung. Die Fragen des Fragebogens entsprechen großteils den definierten Zielen bei der 
Fragestellung. (siehe S.9). Vier Mal wurde eine offene Frage (BM5 S.44, AL2 S.46, BM S.51, 
AL5 S.58) an die Bürgermeister und Amtsleiter gestellt, die sie in 2-3 Sätzen beantworten 
sollten. Ein Mal (AL14, S.53) wurde auch eine Ausschlussfrage verwendet, bei der nur die 
Befragten antworten konnten/sollten, die bei der vorherigen Frage eine bestimmte 
Antwortkategorie angekreuzt hatten. Die Antworten in der Umfrage basierten auf drei 
unterschiedlichen Antwortmöglichkeiten, nämlich der Einschätzung von Antworten auf einer 
Skala von 1-5, dem Ankreuzen von vorgeschlagenen Antworten sowie dem Antworten auf 
offene Fragen. Es wurde dabei mehrmals die Unterschiedlichkeitshypothese in Verbindung 
mit einer Skala zur Verhältniseinordnung (die Wichtigkeit von etwas) verwendet.  
 
Bei den Fragen nach der Finanzierung von Projekten und nach den Geldmitteln stellt sich die 
Frage nach wahrheitsgetreuer Beantwortung der Fragen, da finanzielle Fragen gerade in 
Österreich ungern beantwortet werden und wahrscheinlich nicht alle Gemeinden großes 
Interesse zeigten ihre Finanzgebarung offen zu legen. Außerdem müsste man zwischen der 
persönlichen Meinung der Gemeindevertreter im Gegensatz zur Mehrheitsmeinung der 
Gemeindebewohner unterscheiden, die nicht immer deckungsgleich sein müssen. 
Insgesamt kann man feststellen, dass die Salzburger Wissenschaftler wissenschaftlich fundiert 
gearbeitet haben, da sie die verschiedenen Schritte ihres Arbeitsprozesses gut dokumentiert 
haben und auch Indikatoren und Kategorien sowie Wirkungszusammenhänge für ihre 
Fragebögen entworfen haben, um diese möglichst zu optimieren. Besonders positiv 
einzuschätzen ist die Beleuchtung der Entscheidungsprozesse in den Gemeinden und die 
Einbettung der EZA in einen größeren (nationalen, internationalen) Kontext. 
 
 8.2.2.4.Analyse des Inhalts 
In der ersten Frage an die Bürgermeister wurde erfasst wo die Gemeinden ihren 
Handlungsbereich sehen. Erwartungsgemäß wurde der gemeindeinterne und 
gemeindeübergreifende Kontext als maßgeblich gegenüber dem nationalen und globalen 
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Bereich angesehen. Um diesen sollen sich staatliche, europäische oder internationale Akteure 
kümmern. 
 
Thematisch gesehen beurteilten die Bürgermeister Kultur, Integration, Solidarität und 
Bürgerinitiativen in der EZA als am wenigsten wichtig, während Bildung, 
Arbeitslosigkeitsbekämpfung, Wirtschaft, Infrastruktur, Soziales und Umweltschutz als 
zentrale Themenfelder der EZA angeführt wurden. Die Geringschätzung der Solidarität in 
diesem Punkt widerspricht der Wichtigkeit von Solidarität bei den Gründen für die 
Durchführung von EZA.  
 
Bei der Zusammenarbeit mit Organisationen, die für die Gemeinden immens wichtig ist, 
sprachen sich knapp 2/3 der Bürgermeister für eine Gemeindepartnerschaft und ca. 40% für 
öffentlich-staatliche Partner aus. Von den verbleibenden Organisationen sah man nur mehr 
die Kirche als sehr vertrauenswürdig an. 
 
Die nächste Frage betraf bereits die Amtsleiter, die zur Thematisierung der EZA in ihren 
Gemeinden Stellung nehmen sollten. In jeweils 1/3 der Gemeinden wurde das Thema EZA 
angesprochen bzw. nicht angesprochen. Die Besprechung von EZA korrelierte eindeutig mit 
der Gemeindegröße, das heißt größere Gemeinden beschäftigten sich eher damit als kleine 
Gemeinden und SPÖ-geführte Gemeinden nahmen sich eher des Themas an als ÖVP-regierte 
Gemeinden.  
 
Als Gründe für die EZA wurden Solidarität und Mitmenschlichkeit in Krisensituationen 
angeführt, wobei vor allem finanzielle Hilfe in Zusammenarbeit mit NGO’s geleistet wurde. 
Die Nicht-Durchführung von EZA wurde mit anderen dringenderen Problemen und wenig 
Bezug zum Partnerland begründet. Verschiedene Antworten deuten auf einen allgemeinen 
Informationsmangel hin, der EZA-Maßnahmen verhindert. Die Gemeinden gaben an, dass sie 
kaum Informationen von NGO’s oder von staatlicher Seite erhalten hätten.  
 
Im Mittelpunkt der Befragungen standen die Projekte der Salzburger Gemeinden, die auf 
Basis folgender Kennzeichen kategorisiert wurden: 
- Der Umfang der Projekte 
- Die Dauer der Projekte 
- Die Anzahl der Projekte 
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- -Die Qualität der Projekte (die Art der Leistung und die Art der Förderung) 
- Die Gründe für EZA-Projekte  
- Die Partner 
- Die durchführende Organisation (Typ, Größe, Öffentlichkeitscharakter) 
- Der Geldwert der Projekte 
- Die Werte der Gemeinden 
 
Zu den Werten, die man als Basis für entwicklungspolitisches Handeln der Gemeinden sieht, 
schrieb Max Weber: 
,,Wertrational handelt, wer ohne Rücksicht auf die vorauszusehenden Folgen handelt im 
Dienst seiner Überzeugung von dem, was Pflicht, Würde, Schönheit, religiöse Weisung, 




Als Bedingungen für die Durchführung von Projekten wurden die Projektziele 
(Nachhaltigkeit und Entwicklungspotential), der Projektpartner (am besten mit 
Öffentlichkeitscharakter, Partnerorganisationen in den Zielländern), ein Projektkonzept 
(Maßnahmen-Ziele), die Finanzierung (Kostensicherheit) und die Informationsarbeit genannt.  
 
 8.2.2.5.Quellenkritik 
Die kleinräumige Vollerhebung in Salzburger Gemeinden ist in dieser Studie sehr sinnvoll, da 
hier nur diese Gemeinden zu ihrer EZA befragt werden sollten. Diese Erhebungen sind sehr 
überschaubar, lassen sich gut den einzelnen Befragten zuordnen und zeichnen ein Bild der 
Gemeinde-EZA in Österreich. Grundsätzlich ist die Art der Durchführung der Umfragen 
basierend auf Experteninterviews und der Einarbeitung der Expertenmeinungen in die 
Fragebögen sehr zu begrüßen. Die Beantwortung der Fragen wurde den Bürgermeistern und 
Amtsleitern durch die mitgeschickten Begleithefte erheblich erleichtert. Trotz des 
Nachhakens der Wissenschaftler bei den Gemeinden kam nur gut die Hälfte der Fragebögen 
ausgefüllt zurück, womit die Aussagekraft der als Vollerhebung gedachten Studie sinkt. 
Trotzdem kann man mit dieser Studie prinzipielle Aussagen zu Einstellungen zur EZA in 
Salzburger Gemeinden treffen, da man bei den 63 erhaltenen Antworten eine gewisse 
Bandbreite an Gemeinden bekommen kann.  
 
Weniger positiv kann man gewisse sprachliche Ungenauigkeiten bewerten, wie den Satz: 
42 
 
,,von überfüllten Flüchtlingsboote‘‘ (S.49), der weder sprachlich korrekt noch sprachlich-
inhaltlich differenziert ist. Diese medial-politische Rhetorik ist auch in der Auswahl 
bestimmter Begriffe wie ,,Asylantenprobleme‘‘(S.49) zu bemerken, der sehr negativ 
konnotiert ist und in dieser wissenschaftlichen Erhebung durch einen neutraleren Begriff wie 
steigende Asylwerberzahlen ersetzt werden sollte. Der Begriff ,,Ausländeranteil‘‘ (S.25/29 
und weitere) sollte genauer spezifiziert werden, indem man ihn genauer definiert als z.B. 
Bevölkerung mit anderer Staatsangehörigkeit, im Ausland geborene Mitbürger, Menschen mit 
Migrationshintergrund usw. 
 
 8.3. Kleinräumige Umfragen – Promitzer ,,Die Einstellungen der Grazer zur EZA‘‘ 
Bernd Promitzer und seine Umfrage mit dem Titel ,,Die Einstellungen der Grazerinnen und 
Grazer zur EZA 2006‘‘ stellen die erste Kategorie an Umfragen- nämlich kleinräumige- dar. 
 
 8.3.1.Der Kontext der EZA in der Steiermark 
,, Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit leistet das Land Steiermark über das Amt der 
steiermärkischen Landesregierung und einen im jeweiligen Jahreshaushalt ausgewiesenen 
Budgetansatz für Entwicklungshilfe. Beim Amt der steiermärkischen Landesregierung besteht 
ein Entwicklungshilfebeirat.’’  
(Bittner 1996:123, zitiert nach Promitzer 2006:21) 
 
Außerdem wichtig für die steirische EZA sind die beiden Universitätsstädte Graz und Leoben: 
,,Private Einrichtungen sind im Land Steiermark auch durch die beiden Universitätsorte Graz 
und Leoben geprägt. Die hohe Zahl ausländischer Studierender, insbesondere aus 
Entwicklungsländern, führte in beiden Städten zu einem dichten Netz an Begleit- und 
Betreuungseinrichtungen.’’ 




Promitzer führte die Umfrage im Rahmen seiner Diplomarbeit aus Soziologie an der 
Universität Graz durch. Die Erhebung wurde mit 201 Befragten durchgeführt und ist laut 
eigenen Aussagen partiell repräsentativ  
(Promitzer 2006:44). 
 
b) Durchführung der Umfrage 
Promitzer teilte die Frage- und Antwortkategorien seines Fragebogens in drei Bereiche auf:  
- Wissensdimension = Vertrauen, Information, Kenntnisse 
43 
 
- Bewertungsdimension = EZA richtig/falsch, Ursachen für Unterentwicklung 
- Handlungsdimension = EZA erhöhen/absenken in Österreich 
 
Bei der Umfrage wurden verschiedene Milieus zu verschiedenen Tageszeiten an 
verschiedenen Wochentagen mit einem standardisierten Fragebogen befragt. 
 
Abbildung 9:  Promitzer 2006:46 
 
Es stellt sich dabei die Frage nach den Kriterien für die Einordnung der Teilnehmer in die 
Milieukategorien. Die Befragten werden sich kaum selbst den Milieus zugeordnet haben und 
die beiden Indikatoren zur Unterscheidung- das Alter und der Bildungsgrad- geben keine 
eindeutige Zuordnung der Befragten zu den einzelnen Milieus her. Um eine derartige 
Einordnung nach Schulze vorzunehmen wäre es notwendig die Befragten nach ihrem 
Lebensstil, Wohnort, Freizeitverhalten, Beruf, Parteipräferenzen und Interessen zu befragen. 
 
 8.3.3.Analyse der Ergebnisse  
Bei der Bekanntheit der abgefragten 
Organisationen rangieren die Caritas und das Rote 
Kreuz ganz vorne. Der Weltladen war von den 
EZA-spezifischen Organisationen mit 82% 











Grausgruber/Holley meinen, dass  
,, Caritas und Rotes Kreuz mit einem gewaltigen Vorsprung an Bekanntheit voran sind.‘‘ 
(Grausgruber/Holley 1997:49)  
 
Daneben sind noch Greenpeace und Amnesty sehr bekannt, die aber nicht wirklich im EZA-
Bereich tätig sind. Daran erkennt man, dass einerseits die Medien eine wichtige Rolle für die 
Bekanntheit von Organisationen spielen, andererseits die Größe und Mächtigkeit der 
Organisation sowie aufsehenerregende Aktivitäten, die die Aufmerksamkeit der Bevölkerung 
auf genau diese Gruppen lenken. Die EZA-Einrichtungen bleiben bis auf Ausnahme des 
Weltladens relativ unbekannt. In diesem kaufen vor allem Befragte aus der 
Selbstverwirklichungsgruppe ein und/oder sind dort selbst tätig. Diese sind es auch die zu 
37% Bekannte haben, die schon EZA geleistet haben. Vor allem jüngere Personen aus dem 
Selbstverwirklichungsmilieu waren schon selbst in Entwicklungsländern (39%).  
 
Die zentrale Frage der Erhebung war, ob die Grazer es prinzipiell richtig finden EZA zu 
leisten. Dabei sprachen sich 78% der Grazer für die Leistung von EZA und 13% dagegen aus.  
,,Die Ansichten dazu sind ziemlich eindeutig und können wie folgt zusammengefasst werden: 
Die überwiegende Mehrheit (rd. vier von fünf Österreicherinnen und Österreichern) findet es 
richtig, dass Österreich Entwicklungshilfe leistet.‘‘  
(Grausgruber/Holley 1997:128) 
 
Zwischen dem Selbstverwirklichungs- und Unterhaltungsmilieu kann man klare Differenzen 
in Bezug auf Meinung und Erfahrungen zur EZA feststellen. Das Selbstverwirklichungs- und 
Niveaumilieu sprachen sich mit über 90% deutlich häufiger als Befragte anderer Milieus für 
die Leistung von EZA aus. Das Unterhaltungsmilieu zeigte altersbedingt noch die relativ 
größte Zustimmung unter den anderen Milieus. Das Harmoniemilieu war mit einer 
Zustimmungsrate von nur knapp 50% und fast ebenso vielen ablehnenden Meinungen 
eindeutig am negativsten eingestellt. Sie waren es auch, die sich am ehesten für eine 
Verringerung der EZA aussprachen, während insgesamt 31% für eine Erhöhung votierten.  
 
Abbildung 11: Promitzer 2006:59 
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Promitzer meint anschließend, dass die Zustimmung zur EZA in den 70er Jahren geringer war 
als heute, in den 80ern anstieg und in den 90er Jahren 
wieder abnahm. Die 80erJahre lassen sich nach Kolland 
(vgl. Kolland 1989) zweiteilen, da zwischen 1974 und 
1983 wenig Anstieg aber zwischen 1983 und 1988 ein 
großer Sprung in der Zustimmung zu verzeichnen war. 
Das heißt, dass die Kanzlerschaft Kreiskys nichts an der 
großen Kontinuität in der EZA-Meinung der 
Österreicher geändert hat. Dies kann aus Sicht des 
Autors mit dem Kampf gegen den Kommunismus in den 
80ern erklärt werden, bei dem auch die EZA als 
Kampfmaßnahme eingesetzt wurde. In den 90er Jahren 
war dieser Kampf nach der Auflösung des Ostblocks 
abrupt vorbei und in Folge ging die Aufmerksamkeit der 
Bevölkerung für dieses Thema ebenfalls zurück. 
Abbildung 12: Promitzer 2006:107 
 
 















Abbildung 14: Promitzer 2006:105 
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Die Frage nach den Gründen und Ursachen für die nachhinkende Entwicklung des Südens 
stellte Promitzer gleich wie Grausgruber/Holley. Soziopolitische Strukturen, die dortige 
Bevölkerung und globale Handelsmuster wurden in exogene, endogene, geodeterministische 
und persönlichkeitsbezogene Gründe eingeteilt: 
- Als endogene Faktoren der Unterentwicklung lagen ein Mangel an 
Bildungsmöglichkeiten mit 86%, ein Mangel an politischer Stabilität (84%), ein 
Mangel an medizinischer Versorgung/Unterernährung und Korruption/mangelnde 
Demokratie in den Meinungen vorne. 
 
- Wirtschaftliche Ausbeutung war der einzig große exogene Faktor in der Auflistung, 
obwohl man hier viele weitere exogene Ursachen wie zum Beispiel die 
Kolonialzeit/Nachwirken kolonialer Strukturen, mediale Marginalisierung, 
Eurozentrismus und Rassismus anführen hätte können. Mit dem Angebot dieser 
Antwortmöglichkeiten wäre vermutlich die Zustimmung zu dieser Kategorie von 55% 
(sehr starker Grund) und 28% (starker Grund) noch angestiegen.  
 
- Selten wurden Naturkatastrophen und klimatische Bedingungen also 
geodeterministische Ursachen (38%) als Grund für die Entwicklungsbedürftigkeit 
angegeben. Geographisch-klimatische Faktoren haben bedeutenden Einfluss auf die 
Entwicklungsmöglichkeiten eines Landes, da beispielsweise Trockenheit, Dürre und 
eine Binnenlage der Ernährungssicherheit sowie möglichen Handelsambitionen eines 
Landes nicht sehr zuträglich sind. 
 
- Der dortigen Bevölkerung zugeschriebene negative Eigenschaften (mangelnde 
Arbeitsmoral, wenig Begabung) wurden von ca.18% der Befragten als Gründe 
angeführt. Rassistische diskriminierende Äußerungen wurden vom Großteil der 
Befragten als nicht zutreffend erkannt, aber es gibt noch immer Österreicher, die 





Abbildung 15: Promitzer 2006:64 
Abbildung 16: Promitzer 2006:120 
 
Der nächste Ergebniskomplex bezieht sich auf den Medienkonsum der Befragten. 54% lesen 
mehrmals pro Woche die Kleine Zeitung, 14% die Krone und 8% den Standard.  
Die Kleine Zeitung ist ein steiermark- und kärntenspezifisches Medium, das die 
österreichweit größte regionale Tageszeitung darstellt. Sie gehört der Styria Media Group, die 
als Medienkonzern in Österreich und den benachbarten Balkanländern (Slowenien, Kroatien, 
Serbien, Montenegro) tätig ist. Gegründet wurde die Zeitung bereits 1904 vom katholischen 
Presseverein als regionale Alternative zu den in Wien produzierten Zeitungen. (vgl. dazu 
www.kleinezeitung.at [letzter Zugriff am 31.7.2010]) 
Die Unterschiede bei den Befragten in Zusammenhang mit der von ihnen gelesenen 
Tageszeitung waren nicht signifikant, aber Kronen Zeitung Leser waren der EZA gegenüber 
eher ablehnend eingestellt.  
 
Am häufigsten gehörter Radiosender der Grazer war Ö3 mit 29%, dann folgten mit 20% 
Radio Steiermark und mit 16% FM4. Ö1-Hörer lehnten die EZA mit 4% am wenigsten oft ab, 
was mit dem hohen Informationsgehalt des Radiosenders korreliert. Radio Steiermark 
beschäftigt sich stark mit regionalen Themen, weshalb die Hörer der EZA gegenüber 




Die Parteipräferenzen für allfällige Nationalratswahlen verteilen sich zu  27% auf die SPÖ, 
21% auf die Grünen, 17% auf die ÖVP, 9% auf die KPÖ, 3% auf die FPÖ und zu 1% auf das 
BZÖ. Auffällig an dieser Verteilung ist einerseits das schwache Abschneiden der ÖVP, die 
zwar den Grazer Bürgermeister stellt, aber traditionell in den großen Städten eher schlechte 
Wahlergebnisse erzielt. Andererseits waren die Grünen in Graz (wie in Wien und anderen 
größeren Städten) besonders stark, weil hier viele Studenten und Akademiker leben, die das 
Hauptwählerpublikum der Grünen ausmachen. Die KPÖ ist in der Steiermark aufgrund der 
Politik ihres ehemaligen Chefs Ernst Kaltenegger sehr beliebt und erreicht extrem hohe Werte 
im Vergleich zu den sonstigen Durchschnittswerten von unter 1%. Die FPÖ ist hingegen 
verhältnismäßig schwach vertreten. FPÖ-Anhänger lehnen ein Engagement in 
Entwicklungsländern eher ab. 
 
Entgegen der Erwartungen gab es keinen signifikanten Zusammenhang zwischen dem Besuch 
von Gottesdiensten als Zeichen für Religiosität und der Zustimmung zur EZA. Hier hätte man 
mehrere Indikatoren zur Bestimmung von Religiosität heranziehen sollen, um ein 
treffsichereres Ergebnis zu erhalten. So könnte man Faktoren wie die eigene Einschätzung zur 
Religiosität, den Glauben an Gott, das Leben nach christlichen Grundwerten und die 
Mitgliedschaft in der katholischen Kirche abfragen. Nur der Gottesdienstbesuch alleine sagt 
zu wenig über Religiosität aus, weshalb das Befragungsergebnis als solches anzuzweifeln ist. 
Man kann davon ausgehen, dass ein gewisser- wenn auch vielleicht nicht signifikanter- 
Zusammenhang zwischen Religiosität und EZA-Zustimmung besteht, da gerade die Kirchen 
in Österreich sehr früh im EZA-Bereich tätig waren und auch heute noch hohe Anerkennung 
bei den Österreichern genießen. 
 
Soziodemographische Faktoren beeinflussen ebenfalls die Einstellung zur EZA.  
 
Abbildung 17: Grausgruber/Holley 1997:93 
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Altersmäßig gesehen stimmten die drei jüngeren Altersgruppen (-20, 21-30 und 31-40) stärker 
für die Leistung von Entwicklungshilfe als die älteren Befragten. Diese sind der EZA 
gegenüber eher kritisch eingestellt, aber die älteste Befragtengruppe (über 60) war mit 80% 
Befürwortern wieder sehr stark vertreten. Dies hat- laut Hypothese- damit zu tun, dass viele 
von ihnen als Kinder den 2.Weltkrieg bzw. die Nachkriegszeit erlebt haben, in der Österreich 
selbst stark von ausländischer Hilfe (Bsp. Marshall-Plan) abhängig war. Diese Erfahrungen 
könnten diese Personen nun auch den Entwicklungsländern zugestehen. Die Jungen hingegen 
stimmen der EZA am stärksten zu, was laut Ronald Inglehart mit einem Wertewandel zu tun 
haben könnte (vgl. Kolland 1989), da jüngere Menschen aufgrund besserer sozialer Stellung 
und besserer Ausbildung eher Postmaterialisten sind und ein idealistischeres aber instabileres 
Weltbild haben. Sie sind also trotz der großen Zustimmung zur EZA leichter zu beeinflussen 
und in ihrer Meinung noch nicht so gefestigt wie ältere Personen. Dies zeigte sich auch bei 
der IFES-Studie. 
 
Der Bildungsgrad  beeinflusst maßgeblich den Faktor Zustimmung zur EZA, denn maximal 
72% der Nicht-Maturanten aber über 90% der Maturanten und Akademiker befürworten die 




 9.VERGLEICH DER DREI UMFRAGEN (IFES, BILDUNGSWERK, PROMITZER) 
 9.1.Vergleich der Durchführung 
Zum Vergleich der drei Umfragen des IFES, des Salzburger Bildungswerks und der 
Diplomarbeitsbefragung von Bernd Promitzer lässt sich sagen, dass erstere ein 
Gemeinschaftsprojekt mehrerer Partner im Jahr 1988 war. Dabei wurden knapp 2300 Schüler 
in über 60 verschiedenen Schulen zum Thema Nord-Süd Beziehungen unter der Leitung von 
Dr. Ogris befragt. 
 
Die Studie des Salzburger Bildungswerks zur Meinung der Bürgermeister zur EZA (eine 
Vollerhebung aller 118 Gemeinden exklusive der Stadt Salzburg) wurde von mehreren 
Jungwissenschaftlern in Begleitung erfahrener Professoren im Jahre 2006 an der Universität 
Salzburg durchgeführt. Die Salzburger Wissenschaftler wählten den Postweg, auf dem sie die 
Fragebögen mit Begleitheft verschickten. Vor dem Verschicken der Fragebögen bauten die 
Salzburger Wissenschaftler noch durch vier Interviews gewonnene Expertenmeinungen in die 
Fragebögen ein. Die Zusammenarbeit im Team mit Unterstützung von 
Universitätsprofessoren bürgt für eine gewisse Qualität der durchgeführten Studie nach 
wissenschaftlichen Kriterien. Beide Auftraggeber (Bildungswerk und Intersol) der Studie 
gehören zum Land Salzburg und sind von diesem auch abhängig.  
 
Bernd Promitzer hingegen konnte seine Studie für die Diplomarbeit weitgehend unabhängig 
durchführen, obwohl auch er gewisse Vorgaben der Universität/des Instituts für Soziologie 
sowie zeitliche und örtliche Gegebenheiten bei den Befragungen berücksichtigen musste. 
(Bsp. befristete Durchführungszeit, öffentliche Orte in Graz mit möglichst gemischtem 
Publikum, Fragestellungen in Anlehnung an Grausgruber/Holley usw.) Er musste seine 
kleinräumige Studie alleine durchführen, hielt sich dabei aber an die Fragen von 
Grausgruber/Holley, die 1997 eine umfassende Bevölkerungsumfrage mittels 1238 
mündlicher Interviews im Quotaverfahren durchgeführt haben. Promitzer befragte 201 
Personen in Graz, die er nach dem Zufallsprinzip auswählte.  
 
 9.2.Den Umfragen gemeinsame Einflussfaktoren auf die Meinung zur EZA 
Die Einflussfaktoren auf die Meinung zur EZA sind sehr vielfältig, weshalb nur jene Faktoren 
hier angeführt werden, die sich in mehreren Umfragen als wichtig heraus kristallisiert haben: 
- Die Gemeindegröße bzw. die Größe des Wohnorts der Befragten spielt als 
1.Einflussfaktor eine Rolle, da größere Gemeinden/Städte stärker in der EZA tätig 
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sind, mehr Kontakt (durch Zuwanderung von Menschen aus Entwicklungsländern) zu 
diesem Thema haben und das Thema möglicherweise stärker publik gemacht wird. 
 
- Der 2.Einflussfaktor ist der Ausländeranteil in der Wohngemeinde der Befragten, da 
Bewohner von größeren Gemeinden und Städten mehr Kontakt zu Zuwanderern und 
Menschen mit Migrationshintergrund haben. Diese Menschen sind in Großstädten 
präsenter und sichtbarer als in ländlichen Kleingemeinden. Deshalb geht man davon 
aus, dass der ,,Ausländeranteil‘‘ einer Gemeinde/einer Stadt sich positiv auf die 
Meinung zur EZA auswirken kann. Allerdings ist Kolland (vgl. Kolland 1989) nach 
Analyse der bis 1989 vorliegenden Primärstudien der Meinung, dass zwischen 
Stadtbewohnern und Bewohnern von Kleingemeinden kaum signifikante 
Einstellungsunterschiede bestehen.  
 
- Der 3. Einflussfaktor ist das Bildungsniveau der Befragten, das überaus wichtig zu 
sein scheint, da alle Befragungen das eindeutige Bild ergeben, dass höher Gebildete 
der EZA grundsätzlich viel stärker zustimmen als weniger Gebildete. 
 
- Den 4.Faktor stellen die Parteipräferenzen der Befragten dar, bei denen sich ÖVP- und 
SPÖ-Anhänger mit ihrer Zustimmung im Durchschnitt befinden, Grünanhänger 
deutlich darüber und FPÖ-Anhänger darunter liegen. Bei BZÖ-Anhängern kann man 
annehmen, dass diese der EZA ähnlich kritisch wie die FPÖ-Wähler gegenüberstehen. 
 
 
Abbildung 18: VIDC 1993:18 
 
- Der 5.Einflussfaktor ist einerseits die politische Lage andererseits sind dies die 
Vorgaben zur EZA im betreffenden Bundesland, auf Bundesebene sowie in der EU.  
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- Der 6.Faktor sind die Milieus, in denen die Befragten leben. Diese Milieus werden vor 
allem nach dem Alter und nach dem Bildungsgrad unterschieden und geben über 
gewisse Tendenzen Auskunft. Je höher das Milieu (Selbstverwirklichungsmilieu, 
Niveaumilieu), desto eher zeigt sich Zustimmung zu EZA-Agenden. 
 
- Die Auswahl von exogenen, endogenen, persönlichkeitsbezogenen und 
geodeterministischen Gründen für die Unterentwicklung der Entwicklungsländer ist 
der 7.Faktor und beeinflusst die Meinung zur EZA insoweit, als dass Befragte, die für 
exogene und geodeterministische Ursachen votieren eher für EZA eintreten als 
Befragte, die endogene/persönlichkeitsbezogene Gründe bevorzugen.  
 
- Der 8.Einflussfaktor ist der Medienkonsum, bei dem sich zeigt, dass der Konsum von 
Boulevardblättern und Massenmedien dem Wissen und der Meinung zu EZA nicht 
zuträglich ist, während sich der Konsum von höherwertigeren Medien (z.B. 
Zeitungen) durchaus positiv auswirken kann. Neben den Medien spielen noch die 
Schule, Familie und Freunde als Informationsquellen eine wichtige Rolle.  
 
- - Den 9.Einflussfaktor stellen die Gründe für/gegen die Leistung von EZA dar. Der 
Solidaritätsgedanke steht dabei zumeist im Mittelpunkt. Die Bevorzugung anderer 
Probleme und wenig Bezug zum Zielland sprechen gegen die Durchführung von EZA.  
 
- - Der 10. und vorletzte Einflussfaktor ist die Religiosität, die zwar bisher keine 
signifikanten Zustimmungsunterschiede beobachten ließ, jedoch wurde sie nicht 
immer und wenn dann nicht in ausreichendem Maße abgefragt.  
 
- - Der 11.und letzte Einflussfaktor sind soziodemographische Merkmale der Befragten 
also Alter, Geschlecht und Einkommen.  
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 10. MITTELGROSSE UMFRAGEN 
 10.1.IFK-Meinungen zur Entwicklungshilfe/ zum Entwicklungshelfereinsatz 1974 
 10.1.1.Das IFK 
a) Auftraggeber 
Beauftragt wurde diese Studie vom österreichischen Entwicklungshelferdienst unter 
Beteiligung des österreichischen Jugendrats für Entwicklungshilfe und des Instituts für 
internationale Zusammenarbeit. Durchgeführt wurde die Studie vom IFK. 
 
b) Ziele 
Ziel dieser Studie war es- laut eigener Aussage des IFK- das Informationsangebot für 
Entwicklungshelferinteressenten für den ÖED zu verbessern. 
 
 10.1.2.Durchführung der Umfrage 
Insgesamt wurden 1732 Menschen befragt. Die Auswahl der Befragten im Quotaverfahren 
erfolgte aufgrund folgender Merkmale: Geschlecht, Alter, Berufstätigkeit und Wohnort. 
 
 10.1.3..Analyse der Ergebnisse 
49% der Befragten sprachen sich für Entwicklungshilfe aus. Ein gutes Drittel (35%) der 
Befragten stand der Entwicklungshilfe allerdings skeptisch gegenüber.  
 
Abbildung 19:  IFK 1974:7 
 
Erwartungsgemäß waren auch damals (1974) vor allem jüngere Befragte für EZA (70%), 
während sich bei den älteren Personen ab 50 Jahren die Befürworter und Gegner die Waage 
hielten. (jeweils um die 40%).  
Geschlechtsspezifische Unterschiede waren wie bei den vorherigen Umfragen nicht 
signifikant ausgeprägt, aber Frauen tendierten eher zur EZA als Männer und höher Gebildete 
befürworteten die EZA ebenfalls deutlich stärker.  
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Örtlich gesehen war die Zustimmung im Osten Österreichs deutlich höher (56%) als die im 
Westen (40%). Die östlichen Bundesländer (vor allem das Burgenland aber auch 
Niederösterreich und die Steiermark) verspürten möglicherweise während der Teilung 
Europas und auch danach eine stärkere Notwendigkeit an Hilfsleistungen zur Aufwertung der 
Grenzregionen. Dies könnten diese Befragten nun auch den Entwicklungsländern zugestehen. 
Außerdem liegen im Osten Österreichs mehr Städte während Westösterreich eher von 
kleinräumigen Siedlungsstrukturen gekennzeichnet ist. Der Westen Österreichs ist zusätzlich 
konservativer (starke ÖVP-Traditionen in Vorarlberg/Tirol) geprägt.  
 
Hauptgründe für die Skepsis der Befragten (Entwicklungshilfegegner) waren die 
Bevorzugung Österreichs sowie die Befürchtung das Geld würde die Betroffenen sowieso 
nicht erreichen (jeweils über 30%). Die Befürworter hingegen bauten auf das Prinzip der 
Solidarität und auf die Angst vor Verlust internationalen Ansehens. Die Zahl der Skeptiker 
(mit Ausnahme der Jungen und höher Qualifizierten) erhöhte sich wenn dafür in Österreich 
Leistungen gekürzt werden sollten. 
 
Immerhin 29% der Befragten konnten sich vorstellen selbst als Entwicklungshelfer tätig zu 
werden, wobei hier Jüngere, Gebildetere und sozial Bessergestellte viel eher zu eigenem 
Engagement neigten. Das Bild der Entwicklungshelfer und deren idealen Eigenschaften 
scheinen bei den Österreichern recht eindeutig strukturiert zu sein. Als notwendig wurden 
eine gute Ausbildung, Sprachkenntnisse (über 70%), Gesundheit und Toleranz angesehen. 
Ideologische oder religiöse Werte waren den Österreichern nicht besonders wichtig (20-30% 
Zustimmung). 
 
 10.1.4. Quellenkritik 
Diese Umfrage wurde dem Ziel der Informationsbeschaffung für den ÖED durchgeführt, 
damit dieser bessere Anwerbung für den Entwicklungshelfereinsatz betreiben kann. Deshalb 
hat man den Fragebogen mit vielen Fragen zum Entwicklungshilfeeinsatz versehen. Daher 
sind die vorliegenden Ergebnisse insofern mit Vorsicht zu genießen als dass sie auf Basis von 
eigenem Nutzen und somit parteiisch (für die Entwicklungshilfe) erstellt wurden.  
 
 10.2. Mittelgroße Umfragen 
Die erste mittelgroße Umfrage mit dem Titel ,,Die Einstellung der Österreicher zur 
Entwicklungshilfe 1993‘‘ wurde vom VIDC durchgeführt.  
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 10.2.1.Das VIDC 
a) Auftraggeber 
Der Jubiläumsfonds der österreichischen Nationalbank wurde 1968 anlässlich des 
150.Geburtstags gegründet und soll die Wissenschaft fördern. Er fungierte als Auftraggeber 
für die vorliegende Studie. (vgl. www.oenb.at [letzter Zugriff am 13.8.2010]) 
 
b) Organisation 
Das ausführende VIDC wurde auf Initiative Bruno Kreiskys in Zusammenhang mit einer 
Konferenz 1962 gemeinsam mit Politikern aus der 3.Welt gegründet. Es ist somit die älteste 
zivilgesellschaftliche entwicklungspolitische Organisation in Österreich. Finanziert wird das 
VIDC vom BKA, der ADA, diversen EU-Einrichtungen und es ist bei zahlreichen 
Organisationen im Bereich Politik (Menschenrechte, Migration, Integration), Gesellschaft, 
Kultur und Sport (vor allem Fußball- fair play) Mitglied.  
,,Zentrales politisches Anliegen des VIDC ist die Förderung einer kritischen Öffentlichkeit zu 
Kolonialismus und Rassismus und die Herstellung eines internationalen Dialogs auf der 
Basis von Gleichberechtigung und Respekt.’’  
(http://www.vidc.org/index.php?id=1010 [letzter Zugriff am 27.7.2010]) 
 
c) Einschätzung der Organisation 
Das VIDC ist eine in der EZA-tätige Organisation, die aus politischen Beweggründen bereits 
in den 60er Jahren gegründet wurde. Kreisky war damals Außenminister und im Rahmen 
seines starken außenpolitischen Engagements initiierte er gemeinsam mit Politikern der 
3.Welt die Gründung des Instituts. Deshalb ist dieses Institut jedenfalls als eher links 
orientierte Gemeinschaft zu sehen, die sich für Entwicklungsländer engagiert und mit diesen 
zusammen arbeitet. Durch die finanzielle und politische Unterstützung von BKA, BmeiA und 
der ADA kann sich das Institut sicherlich nicht als politisch unabhängig bezeichnen. Der 
Auftrag der Nationalbank zeigt ebenfalls recht deutlich, dass das Institut eng mit staatlichen 
Institutionen verbunden ist. Trotzdem will es die staatliche Politik hinterfragen und 
kritisieren, was zu einem Widerspruch führt.  
 
 10.2.2.Analyse der Umfrage 
Die Daten für die Umfrage wurden vom Gallup-Institut Wien im November/Dezember 1992 
erhoben. Es wurden 1027 Österreicher von professionellen Interviewern befragt. 
Durchgeführt wurde die Studie am VIDC von Mag. Manuela Delpos, Mag. Nikos Tzaferis 
und Dr. Andrlik.  
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Mit dieser Studie wollten die Autoren Grundsatzfragen zur Entwicklungsproblematik 
erläutern, die auch in nachfolgenden Studien für eine Vergleichbarkeit verwendet werden 
können. Der Fragebogen bestand aus schon vorliegenden alten aber auch neuen Fragen. 
Inhaltlich wurden in dieser Umfrage die Einstellungen und Handlungen bzw. die 
Verzichtbereitschaft der Österreicher abgefragt. Damit ist gemeint, ob die Befragten die EZA 
befürworten oder nicht, wie viel an EZA geleistet werden soll und die Motive dafür. Auch der 
Stand Österreichs im Verhältnis zu anderen Industrieländern, globale Probleme zwischen 
Industrie- und Entwicklungsländern, der Einfluss der Entwicklungsländer auf das Leben der 
Befragten sowie der Unterschied zwischen öffentlicher und privater Hilfe wurden erhoben. 
 
 10.2.3.Analyse der Ergebnisse 
Die ersten Ergebnisse besagen, dass 60% der Befragten sich für die EZA ausgesprochen 
haben. Dies ist im europäischen Vergleich eine eher geringe Zustimmungsrate:  
,,Im Europa-Vergleich halten nur die Belgier und Franzosen weniger von Entwicklungshilfe, 
in allen anderen Ländern findet die staatliche Entwicklungspolitik eine breitere Zustimmung. 
In der Gemeinschaft der 15 liegt der durchschnittliche Zustimmungswert derzeit bei 77,4 
Prozent (Pro Entwicklungshilfe), in Österreich äußern sich lt. Eurobarometer-Umfrage 1995 
61,5 Prozent dazu positiv.’’ 
(http://www.mediamanual.at/mediamanual/themen/pdf/dritte_welt/26luger.pdf:2 [letzter 
Zugriff am 27.7.2010]) 
 
Dabei lässt sich feststellen, dass Frauen der EZA mehr zugeneigt waren als Männer, da ihnen 
zumeist mehr soziales Anliegen und Gefühl nachgesagt wird. Dies zeigt sich beispielsweise 
auch in Umfragen zu Parteipräferenzen, wo die Frauen stärker links wählen als die Männer. 
Trotz dieser quantitativen Ergebnisse bleibt die Frage, ob Frauen nicht mehr durch ihre 
Sozialisation darauf hintrainiert werden. Damit ist gemeint, dass ein gewisser Anteil der 
sozialen Orientierung von Frauen vorgegeben ist (Bsp. Mutter-Kind Beziehung), jedoch ein 
guter Teil sozial konditioniert ist und in der Sozialisation begründet liegt.  
 
Staffelt man die Zustimmung/Ablehnung zur EZA nach dem Alter der Befragten, so zeigt 
sich, dass bei zunehmendem Alter (14-29J. 67%, ab 50 Jahren 55%) die Zustimmungsrate 
sinkt. Dies mag daran liegen, dass jüngere Menschen durch ihren Medienkonsum und die 
Globalisierung mehr Kontakte zu Menschen aus diesen Ländern haben und durch persönliche 




Bei einer Aufschlüsselung der Zustimmungsraten nach dem Bildungsniveau zeigt sich, dass je 
höher das Bildungsniveau der Befragten ist, desto eher befürworten sie die EZA. So stimmten 
77% der Maturanten und Akademiker, aber nur 54% der Pflichtschulabsolventen der EZA zu. 
Je länger also die Bildungsdauer desto mehr Zusammenhänge und bessere Kritikfähigkeit 
entstehen und desto wahrscheinlicher sind Entwicklungsländer als Thema in der Schule oder 
auf der Universität/FH angeschnitten worden bzw. haben die Menschen internationale 
Studenten kennen gelernt oder waren selbst im Ausland. 
 
Hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen der Herkunft der Befragten und der EZA-
Zustimmungsrate ist zu sagen, dass die Wiener mit 70% die stärksten Befürworter der EZA 
waren. Dies hat wahrscheinlich damit zu tun, dass Wien ein starkes Zuwanderungsgebiet ist 
und die Wiener Bevölkerung schon einmal indirekt oder direkt Kontakt mit Menschen aus 
Entwicklungsländern hatte. 
 
Überraschend ist das Ergebnis bei der Frage nach dem Informationsstand der Österreicher, da 
hier 67% angaben sich sehr gut oder gut informiert zu fühlen. Sie konsumierten ihre 
Informationen zumeist über elektronische Medien wie das TV. Qualitätszeitungen oder 
seriöse Fernsehreportagen bildeten dabei die große Ausnahme.  In Wirklichkeit herrscht kaum 
Wissen zu den Zusammenhängen und prinzipiellen Problemen der Entwicklungsländer. Hier 
besteht also eine eklatante Lücke zwischen der Selbsteinschätzung der Befragten und der 
Realität. So gaben bei einer weiteren Frage 69% der Befragten an zu wenig über konkrete 
private persönliche Hilfsmöglichkeiten zu wissen. Über 70% der Befragten wollten etwas 
über die Ursachen der Unterentwicklung, über die Lebensbedingungen der dortigen 
Menschen, über die Beziehungen Österreichs zu Entwicklungsländern, über 
Hilfsmöglichkeiten, über die dortige Kultur und über die Politik erfahren. Die politische 
Situation interessierte vor allem Menschen höheren Bildungsniveaus.  
 
Den Informationsstand der Bevölkerung kann man auch mit dem direkten persönlichen oder 
indirekten Kontakt zu diesen Ländern über Bekannte und Verwandte in Verbindung bringen. 
43% der Befragten haben erst vor kurzem über Entwicklungsländer gesprochen, 32% der 
Befragten vor mehr als einem Monat und 23% haben überhaupt noch nie darüber gesprochen. 
Junge und gebildetere Menschen schneiden dieses Thema deutlich häufiger an als ihre 
ungebildeteren und älteren Kollegen. Die Thematisierung von Entwicklungsländern hat 
wiederum unter anderem mit dem Medienkonsum als solchem zu tun, da regelmäßiger 
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Medienkonsum gewisser Medien (Zeitung, TV, Internet), die qualitativ hochwertig und 
kritisch sind, das Verständnis und Interesse an Entwicklungsländern positiv befördert. 
Boulevardzeitungen und qualitativ schlechte Fernsehsendungen verhindern jedoch eine 
Thematisierung, geschweige denn eine tiefer gehende Auseinandersetzung mit der Thematik.  
 
Interessant ist die Aussage von über 50% der Befragten, dass die EZA in der derzeitigen Form 
den Entwicklungsländern nicht wirklich hilft. Die meisten Österreicher sind zwar für EZA, 
aber sie glauben nicht wirklich an nachhaltige Erfolge. Das heißt wiederum sie stellen die 
gesamte EZA in ihrer derzeitigen Form in Frage. Trotz dieser Zweifel fanden die meisten 
Befragten Antworten, von denen sie ausgehen, dass diese Dinge den Entwicklungsländern 
noch verhältnismäßig viel bringen. Mit 35% Zustimmung lag die Projekthilfe zur 
selbständigen Entwicklung dieser Länder gemeinsam mit Geld- und Sachspenden (20%) ganz 
vorne. Knapp die Hälfte der Studienteilnehmer hat in den letzten fünf Jahren an 
Entwicklungsländer gespendet.  
 
In der österreichischen Politik gibt es einen Konsens zur EZA, sodass erwartungsgemäß 
zwischen den Parteianhängern kaum Unterschiede in der Zustimmung festzustellen sind. 29% 
der EZA- Befürworter sind SPÖ-Anhänger, 23% ÖVP-nahe, 11% wählen FPÖ und 8% die 
Grünen. Das BZÖ existierte bei der damaligen Umfrage noch nicht. Knapp 60% der 
Parteienwähler sind für EZA, bei den Grünen sind es sogar 70%. 
 
Bei der Frage nach den Leistungen Österreichs in der EZA glaubten 65% der Befragten an 
mehr Leistungen und 27% an weniger ÖEZA als in der Tat erbracht werden. Dies ist 
wahrscheinlich auf die Präsenz von Spendenwerbungen und der Selbstbetitelung der 
Österreicher als ,,Spendenweltmeister’’ zurück zu führen, die so nach offiziellen Statistiken 
gar nicht stimmt. Im Gegenteil, denn Österreich leistet sogar wenig EZA im Vergleich zu 
anderen Industrieländern. Vor allem Menschen höherer Bildung meinten eher, dass Österreich 
verhältnismäßig wenig EZA erbringt. Bei der Frage nach der Höhe der EZA-Leistungen 
meinten deshalb auch 55% der Befragten sie sei ausreichend und 19% (darunter vor allem 




Abbildung 20:  VIDC 1993:28 
 
Auf die Frage wer EZA betreiben soll standen immerhin 49% der Umfrageteilnehmer hinter 
der Kirche, 48% hinter internationalen Organisationen, 45% hinter der ÖEZA und 33% 
forderten eigenes Engagement (vor allem höher Gebildete). Die Kirche wird so positiv 
gesehen, da sie schon lange und erfolgreich in der Spendenwerbung und in der Missionsarbeit 
tätig ist. Genau diese aber muss man kritisch hinterfragen, da die Kirche dabei vor allem 
eigene Interessen vertritt, indem sie Menschen in Entwicklungsländern zum christlichen 
Glauben bekehren will. Auch internationale Organisationen wie die UNO genießen als 
übergeordnetes Organ der Weltgemeinschaft großes Vertrauen bei den Österreichern. Hier 
wäre zwischen den internationalen Organisationen noch zu unterscheiden, ob es sich um die 
UNO oder um die Weltbank/den Währungsfonds handelt, da die UNO eher humanitäre 
Projekte und die Finanzinstitutionen eher Budgethilfe oder Schuldenerlässe durchführen.  
Gründe für die Nicht-Unterstützung von Entwicklungsländern waren die Investition der 
Gelder in Waffen, falsche Empfänger oder eine Bevorzugung Österreichs. Dies trifft den oben 
erwähnten Punkt der Kritik an der bisherigen EZA, die nicht sehr wirksam scheint und laut 
Meinung der Befragten falsch verwendet wird. Oftmals wird die Gefahr gesehen, dass die 
Hilfsgelder in falsche Hände geraten.  
Auf die Frage nach den Gründen für die Leistung von EZA rangierte die Hilfe zur Selbsthilfe 
mit 82% Zustimmung eindeutig auf Platz eins. Hingegen wird das Generieren von Vorteilen 
für Österreich als nicht so wichtig angesehen und eher negativ konnotiert. 
 
Die Hauptprobleme in Entwicklungsländern, denen man durch EZA beikommen will, wurden 
in der Unterernährung mit 94% gesehen, dann folgte das Bevölkerungswachstum mit 93%, 
mangelnde Stabilität mit 87%, Umweltprobleme und Menschenrechtsverletzungen mit 86% 




 10.3.Mittelgroße Umfragen 
Die zweite mittelgroße Umfrage wurde von Grausgruber/Holley unter dem Titel ,,Zwischen 
Eigennutz und Solidarität 1997‘‘ durchgeführt.  
 
 10.3.1. Die Studie 
a) Auftraggeber 
Die umfangreiche Studie zu den Einstellungen der österreichischen Bevölkerung zur EZA 
wurde am Institut für Soziologie der Universität Linz von den beiden Soziologen Grausgruber 
und Holley im Rahmen einer dreisemestrigen Lehrveranstaltung unter Mitwirkung zahlreicher 
Studenten verfasst. Unterstützt wurden die Studenten und Professoren dabei unter anderem 
von ,,Bruder in Not‘‘, ,,Familienfasttag‘‘, dem ÖED, dem BmeiA, der ÖFSE und dem 
Meinungsforschungsinstitut Market. Das Meinungsforschungsinstitut Market zählt zu den drei 
größten dieser Art in Österreich und ist in Linz beheimatet, weshalb sich hier eine 
Zusammenarbeit anbot. Spenden bekamen die Wissenschaftler von der oberösterreichischen 
Industriellenvereinigung, die Interesse an der Erforschung der Wirtschaftsbeziehungen 
Österreichs zu den Entwicklungsländern haben könnte. 
 
b) Ziele 
Die Studienautoren wollten mit dieser Untersuchung die Einstellung zur EZA bei der 
österreichischen Bevölkerung in Verbindung mit deren Wertorientierungen und Einstellungen 
unter der Gewährleistung von Vergleichbarkeit untersuchen. Für die Analyse wurden 
bisherige Studien und deren Fragestellungen für einen Vergleich heran gezogen. Seit 1970 
wurden laut Grausgruber/Holley 11 Primärstudien zu diesem Thema durchgeführt, aber diese 
sind nicht immer miteinander vergleichbar, da unterschiedliche Fragen und Antworten sowie 
inhaltliche Konzeptionen vorliegen. Dies liegt daran, dass die meisten dieser vorliegenden 
Studien Auftragsforschungen darstellen, die einzeln durchgeführt wurden und somit kaum 
Verbindungen zu schon existierenden Statistiken aufweisen. Außerdem liegen zu wenige 
Analysen und Interpretationen vor, weshalb manchmal falsche oder vorschnelle 
Zusammenhänge in den Antworten erkannt wurden. Kolland schlägt (vgl. Kolland 1989) in 
die gleiche Kerbe wie Grausgruber und Holley, da auch seiner Ansicht nach zu oft neue 




 10.3.2.Durchführung der Umfrage 
Es wurden 1238 standardisierte mündliche Interviews in einer Bevölkerungsumfrage im 
Quotaverfahren im Jahre 1995 durchgeführt. Zusätzlich wurden qualitative Interviews zur 
besseren Erfassung der Aussagen durchgeführt. Diese Studie ist von allen Umfragen zum 
Thema der EZA die umfangreichste Datensammlung. Neben dem großen Umfang der Daten 
und der ausgewogenen Erhebungsmethode (quantitativ und qualitativ) wurden viele 
aussagekräftige Interpretationen vorgenommen.  
 
 10.3.3. Analyse der Ergebnisse 
Das Wissen über die EZA und in diesem Bereich tätige Organisationen ist ziemlich gering, 
obwohl gerade die Bekanntheit von Organisationen und das Vertrauen in diese als 
entscheidende Faktoren für die Zustimmung zur EZA gesehen werden. Jüngere Befragte und 
höher gebildete Befragte schätzen die EZA deutlich positiver ein. Trotzdem muss man 
anmerken,  
,,dass Jüngere zwar eine positivere Einstellung zur Entwicklungshilfe haben, aber in 
geringerem Maße bereit sind, tatsächlich persönlich Geld dafür auszugeben, während bei den 
Älteren eine genau umgekehrte Orientierung feststellbar ist.‘‘  
(Kolland 1989:448) 
 
Insgesamt betrachtet fühlten sich die meisten Österreicher (64%) über die EZA ausreichend 
informiert, wobei mit dem Bildungsgrad auch der Grad an Informiertheit steigt. Vor allem 
Grünwähler (zumeist höher Gebildete) gaben mit 63% einen guten Informationsgrad an, 
während FPÖ-Wähler unterdurchschnittlich informiert sind. Dies hat damit zu tun, dass FPÖ-
Wähler ein geringeres Bildungsniveau aufweisen. Man kann also von einem Zusammenhang 
zwischen dem Grad an Informiertheit und der Zustimmung zur EZA ausgehen.  
Die Befragten hätten gerne mehr Informationen zur Verwendung der Hilfsgelder und der 
Spenden, was auf ein Misstrauen gegenüber der EZA und der tätigen Organisationen 
hinweist: 
,, Für drei Viertel der Österreicher sind die Informationen, die sie über die Verwendung der 
Gelder bekommen unbefriedigend.‘‘  
(Kolland 1989: 456) 
 
Bei den Fragen zum Medienkonsum wurden die Medien in die Kategorien 
Boulevardzeitungen, Qualitätspresse, Wochenzeitungen, Fachliteratur, Dokumentationen, 
Nachrichtensendungen, Urlaub- und Reisesendungen sowie Berichte eingeteilt. 87% der 
Befragten bezogen ihre Informationen aus dem Fernsehen und dem Radio. Wochenzeitungen 
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und die Qualitätspresse nehmen dabei eine untergeordnete Rolle ein, wobei diese gemeinsam 
mit Dokumentationen und politischen Wochenzeitungen bei Maturanten und Akademikern 
dominieren. Man kann also festhalten, dass höher Gebildete mehr und qualitativ 
hochwertigere Medien konsumieren.  
 
Vertrauen und Misstrauen in die Institutionen wurden ebenso abgefragt: 
- International: Care, World Vision 
- National: Volkshilfe, Caritas, Rotes Kreuz 
- Kirchlich: Bruder in Not, Dreikönigsaktion 
- Andere: Greenpeace, Amnesty, Nachbar in Not  
 
Abbildung 21: Promitzer 2006:48 
 
Die Caritas und das Rote Kreuz sind am bekanntesten, wobei auch die anderen 
(internationalen) Institutionen noch relativ bekannt sind. Spezifische EZA-Einrichtungen 
werden dagegen nur selten genannt. Kurz gesagt je höher die Bekanntheit der Institutionen 
desto mehr Vertrauenswürdigkeit wird ihnen attestiert.  
 
Abbildung 22: Promitzer 2006:50 
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Daneben sind noch Greenpeace und Amnesty sehr vertrauenswürdig. Kirchliche 
Organisationen schneiden bis auf die Drei-Königs-Aktion wenig vertrauenswürdig ab. Den 
genannten Organisationen wurde neben dem Vertrauen und der Bekanntheit ebenfalls das 
größte Engagement im EZA-Bereich zugetraut. Übernationale Maßnahmen der UNO, der 
Weltbank oder der EU werden wie die Aktivitäten der Österreicher eher kritisch gesehen. 
 
Abbildung 23: Grausgruber/Holley 1997:64 
 
Zur Unterentwicklung gibt es unterschiedliche Ansätze, die endogene (länderintern), exogene 
(von außen) oder rassistische Ursachen dafür sehen. Als zentrale Antwortkategorien wurden 
die Grundbedürfnisse, Persönlichkeitsmerkmale der dortigen Bevölkerung, Wirtschaftspolitik 
und Klima- bzw. Naturkatastrophen aufgestellt. Folglich waren die Hauptgründe für die 
Unterentwicklung Hunger (90%), mangelnde medizinische Versorgung (87%), mangelnde 
Bildung (86%) und mangelnde politische Stabilität (85%). Dann folgten Gründe wie 
Korruption, Ausbeutung, Verschuldung und das Klima. 
 
Abbildung 24: Grausgruber/Holley 1997:77 
 
Im Verhältnis zu Promitzers Erhebungen meinen hier sehr viele (55% bzw. 38%) Befragte, 
dass mangelnde Arbeitsmoral bzw. zu wenig Begabung der dortigen Menschen Gründe für 
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die nachhinkende Entwicklung darstellen. Bei wachstumsorientierten Menschen spielen 
persönlichkeitsbezogene Defizite eine weitaus größere Rolle als bei ökologisch orientierten 
Menschen, da diese davon ausgehen, dass die Menschen klimatische Bedingungen kaum 
beeinflussen können. Ältere und ungebildetere Menschen bewerten die 
persönlichkeitsbezogenen Gründe der dortigen Bevölkerung viel stärker als jüngere Befragte. 
Gebildete Menschen bewerten hingegen die wirtschaftspolitischen globalen Zusammenhänge 
und Abhängigkeiten besonders stark.  
 
Der nächste Fragenkomplex drehte sich um die EZA und ihre Sinnhaftigkeit sowie ihre Höhe. 
81% der Befragten waren für und 19% gegen die Leistung von EZA. Die geringsten 
Zustimmungsraten weisen die jüngste und die älteste Befragtengruppe auf. (ca. 70%) Der 
Bildungsgrad beeinflusst ebenfalls stark die Zustimmung zur EZA, da nur rund 70% der 
Pflichtschulabsolventen aber über 90% der höher Gebildeten für EZA sind. Knapp die Hälfte 
der Befragten fand, dass die Ausgaben für EZA ausreichen, 12% votierten für eine Erhöhung 
und 16% für eine Verringerung. Jüngere Menschen sind hier ebenfalls wieder eher für eine 
Erhöhung als ältere Menschen. Mit steigender Bildung steigt auch die Zustimmung zur 
Erhöhung der EZA-Mittel bis auf 31% bei Akademikern. Die Mehrheit der Befragten möchte 
die EZA insoweit einschränken, als dass sie nur möglichst demokratisch westlich orientierte 
Staaten und die ,,Ärmsten der Armen‘‘ erhalten sollen.  
 
Abbildung 25: Grausgruber/Holley 1997:117 
 
Die Befragten befanden eine Grundbedürfnisförderung (Gesundheit, Bildung und Ernährung) 
für sehr wichtig, während Demokratie- und Verwaltungsaufbau als weniger wichtig erachtet 
wurden. Nur Konsumenten von Fachmaterial schätzen die politischen Hilfsleistungen 
wichtiger ein. Zudem meinen die Befragten, dass die EZA allen Menschen in einem Land 
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zugute kommen soll. Frauen, Kinder, Alte und Flüchtlinge sollen dabei besonders 
berücksichtigt werden, während landlose Bauern und Befreiungsbewegungen als weniger 
hilfsbedürftig erachtet werden.  
 
Abbildung 26:  Grausgruber/Holley 1997:126 
 
Zur Wirksamkeit von EZA-Maßnahmen meinten über 80% eine Ausbildung von Fachkräften 
in Österreich, wirtschaftliche Zusammenarbeit und Kleinprojekte seien sinnvoll. Als 
wirkungslos werden hingegen eine Veränderung des Lebenswandels im Norden und 
Schuldenerlässe gesehen. 
 
Abbildung 27: Grausgruber/Holley 1997:133 
 
In Zusammenhang mit dem Lebenswandel steht die Aktivitätsbereitschaft gegenüber der 
EZA. Hierbei hat nur ein kleiner Teil bereits aktiv EZA betrieben, ein deutlich größerer Teil 
wäre prinzipiell dazu bereit. Man hat hier die Antwortkategorien Informationen, Geld 
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spenden, Boykottmaßnahmen, Entwicklungshelfer sein, Patenschaften für Kinder übernehmen 
und das Kaufen von Waren aus diesen Ländern zur Diskussion gestellt. Relativ einfach 
machbare Maßnahmen wie das Einkaufen werden am ehesten begrüßt. Die 
Spendenbereitschaft kann ebenfalls als Teil der Aktivitätsbereitschaft gesehen werden. Wenn 
Informationen zur Spendenverwendung sowie Vertrauen in die Institution gegeben sind, dann 
spenden die allermeisten Österreicher:  
,,Personen, die in letzter Zeit etwas über die Dritte Welt gehört oder gelesen haben, treten 
bereitwilliger für eine Erhöhung der Entwicklungshilfeleistungen ein, unterstützen eher den 
UNO-Vorschlag, 1% des BNP für Entwicklungshilfe aufzuwenden und gehören mit größerer 




Abbildung 28: Grausgruber/Holley 1997:146 
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 11. VERGLEICH DER DREI UMFRAGEN (IFK, VIDC, GRAUSGRUBER/HOLLEY) 
 11.1. Vergleich der Durchführung 
Der ÖED war oftmals an der Durchführung von Umfragen zur EZA beteiligt, so auch im Fall 
der Studie des IFK. Im Jahre 1974 wurden 1732 Österreicher ab 16 Jahren im Quotaverfahren 
befragt. Ziel dabei war es die gewonnen Angaben der Befragten für eine verbesserte 
Anwerbung von Entwicklungshelfern zu nutzen.  
 
Das VIDC wurde vom Jubiläumsfonds der österreichischen Nationalbank im Jahr 1993 
beauftragt eine Studie zu den Einstellungen der Österreicher zur EZA durchzuführen. Der 
Jubiläumsfonds wurde bereits 1968 anlässlich des 150.Geburtstags der Nationalbank 
gegründet, um Lehr- und Forschungstätigkeiten in der Wissenschaft finanziell zu 
unterstützen. Das VIDC selbst wurde 1962 auf Betreiben des damaligen Außenministers 
Bruno Kreisky im Rahmen einer Konferenz in Wien unter Beteiligung von Politikern aus der 
3.Welt gegründet. Es wird von zahlreichen staatlichen Einrichtungen unterstützt und ist selbst 
Mitglied bei zahlreichen Initiativen. Das eher links ausgerichtete Institut will aber trotz 
staatlicher Unterstützungen genau die staatliche EZA kritisieren, was zu einem Widerspruch 
führt. Für die Umfrage wurden 1027 Personen vom Gallup-Institut interviewt. 
 
Die dritte mittelgroße Umfrage von Grausgruber/Holley stellt die umfangreichste aller 
behandelten Studien dar. Sie wurde 1997 am Institut für Soziologie der Universität Linz von 
den beiden Professoren und zahlreichen ihrer Studenten durchgeführt. Katholische Gruppen, 
wiederum der ÖED, staatliche Akteure sowie die Industriellenvereinigung unterstützten 
dieses Projekt. Das Meinungsforschungsinstitut Market aus Linz führte die Befragungen für 
die Wissenschaftler durch, da es bereits zuvor eine Kooperation zwischen der Universität Linz 
und diesem Institut gegeben hat. Daraus entstanden 1238 Interviews, die durch qualitative 
Befragungen ergänzt wurden. 
 
 11.2. Den Umfragen gemeinsame Befragungsergebnisse und Einflussfaktoren 
- Die Studie des IFK zeigt die Entwicklung der Zustimmung zur EZA im Zeitvergleich. 
Mitte der 70er Jahre war die Zustimmung noch deutlich geringer als in den 80er 





- Es gibt keine signifikanten Unterschiede zwischen den Geschlechtern in der Meinung 
zur EZA, jedoch sprechen sich Frauen noch stärker für diese aus als Männer. Da 
Frauen stärker links also die SPÖ oder die Grünen wählen und sich diese Parteien 
besonders für soziale Anliegen einsetzen, kann man hier einen Zusammenhang 
zwischen sozialer Orientierung, Wahlverhalten und EZA-Zustimmung erkennen.  
 
- Altersbedingte Zustimmungsunterschiede zur EZA ergaben sich ebenfalls bei der 
Sichtung der unterschiedlichen Studien. Jüngere Befragte stimmen deutlich stärker zu 
als ältere Befragte. Jüngere Personen haben mehr Kontakte zu diesem Thema und sind 
wahrscheinlich neuen Dingen gegenüber auch offener und solidarischer als ältere 
Personen. Hinzu kommt ein idealistischeres Weltbild der Jugendlichen. 
 
- Das Bildungsniveau beeinflusst neben dem Alter die Zustimmung zur EZA sehr stark. 
Erwiesenermaßen stimmen wenig gebildete Befragte weniger stark für die EZA als 
gebildetere Gruppen. Die Zustimmungsraten und das Kritikpotential sind bei den 
Akademikern am stärksten ausgeprägt.  
 
- Die Zustimmungsraten zur EZA sind im Osten Österreichs tendenziell höher als im 
Westen Österreichs.  
 
- Die Verweigerung von EZA wurde auf Basis zweier Gründe -nämlich das 
Vorhandensein wichtigerer Probleme sowie die Angst vor falscher Verwendung der 
Hilfsgelder- argumentiert. Das erste Argument deutet auf eine geringe Betroffenheit 
der Österreicher hin. Korruption und illegale Machenschaften werden als Probleme 
dieser Länder erkannt. 
 
- Für die Durchführung von EZA spricht hingegen hauptsächlich der 
Solidaritätsgedanke, der bei allen genannten Gründen für die EZA eindeutig an der 
Spitze lag. Man müsste also den Armen etwas von unserem Reichtum und unserer 
Zivilisation abgeben. Die für die krassen Unterschiede verantwortlichen strukturellen 
Bedingungen werden dabei nicht angetastet. 
 
- Die Rolle der Entwicklungshelfer wird dem obigen Gedanken folgend überaus positiv 
dargestellt. Sie werden kaum in ihrer Tätigkeit hinterfragt oder gar kritisiert. 
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- Im Vergleich zu den anderen europäischen Ländern weist Österreich eine geringe 
Zustimmung zur EZA auf (78% 2009). Nur wenige Länder haben eine ähnlich geringe 
Zustimmungsrate wie Österreich. Fast alle Staaten liegen mit über 80%, einige sogar 
mit über 90% deutlich vor Österreich. Die skandinavischen Staaten und die 
Niederlande liegen hier traditionell an der Spitze. 
 
- Erstaunlich ist die Aussage vieler Befragter, dass sie in der derzeitigen EZA überhaupt 
keine Hilfe sehen. 
 
- Bezüglich des Informationsstands der Befragten ist zu sagen, dass viele von ihnen 
zwar meinen gut informiert zu sein, es jedoch in Wahrheit einen Informations- und 
Bewusstseinsmangel gibt. Aufgrund der fehlenden Aufmerksamkeit für dieses Thema 
in Politik und Medien dringen kaum Informationen (und wenn dann falsche bzw. 
einseitige) zu den Befragten durch. 
 
- Die Parteipräferenzen stehen in Zusammenhang mit den Zustimmungsraten zur EZA, 
da FPÖ-Wähler ihr gegenüber am kritischsten, Grünwähler ihr gegenüber am 
positivsten eingestellt sind. SPÖ- und ÖVP-Anhänger liegen hier im Mittelfeld. 
 
- Zur Spendenbereitschaft ist zu sagen, dass wenn Informationen über die Organisation 
und die Verwendung der Gelder ausreichend gegeben sind, der Großteil der 
Österreicher schon gespendet hat oder prinzipiell bereit ist zu spenden. Das Spenden 
ist bei den Aktivitäten im EZA-Bereich die am einfachsten durchzuführende 
Hilfsleistung. Eigeninitiative ist hingegen weniger beliebt. 
 
- Die Leistungen der ÖEZA werden allgemein zu hoch eingeschätzt. Aufgrund der 
Meinung die ÖEZA sei vergleichsweise hoch, spricht sich die Mehrheit der Befragten 
für eine Beibehaltung aus. Die höher Gebildeten fordern hingegen eine Erhöhung der 
Mittel.  
 
- Als zentrale Probleme der 3.Welt werden endogene Faktoren wie 
Hunger/Unterernährung, mangelnde medizinische Versorgung, schlechte 
Bildungsmöglichkeiten und Kriege gesehen. Dass viele dieser Dinge exogen 
hervorgerufen werden, ist den meisten Befragten wenig bis gar nicht bewusst. Dabei 
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spielen die exogenen Faktoren (Abhängigkeiten, Kolonialzeit, Wirtschaft und Handel) 
eine wichtige Rolle. Persönlichkeitsbezogene Gründe der dortigen Bevölkerung 
werden immer noch von einigen Befragten (vor allem von älteren Personen) als Grund 
für Unterentwicklung angesehen.  
 
- Der Medienkonsum der Befragten bestimmt die Zustimmung zur EZA. Neben der 
Häufigkeit des Konsums spielen die Art und Qualität der Medien eine Rolle.  
 
- Die Bekanntheit von Organisationen und das Vertrauen der Befragten in diese hängen 
eng miteinander zusammen, da je bekannter die Organisationen sind, ihnen desto mehr 
Vertrauen entgegen gebracht wird. Dies trifft vor allem auf das Rote Kreuz und die 
Caritas zu. 
 
- Die Österreicher sehen klassische EZA-Projekte in den Sektoren Bildung, Gesundheit 
und Ernährung als maßgeblich an. Strukturelle Maßnahmen wie die Förderung von 
Demokratie und Verwaltung werden als weniger wichtig erachtet.  
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 12. GROSSRÄUMIGE UMFRAGEN 
 12.1. Das Eurobarometer 
Das Eurobarometer wird von der EU-Kommission in Auftrag gegeben und stellt eine 
repräsentative Meinungsumfrage in allen EU-Ländern und teilweise in den Kandidatenländern 
dar. Das erste Eurobarometer wurde 1974 durchgeführt. Das Standard-Eurobarometer wird 
zwei Mal im Jahr (Frühjahr und Herbst) mittels mündlicher Interviews mit rund 1000 
Befragten pro Mitgliedsland durchgeführt. Beim Spezial-Eurobarometer werden besonders 
aktuelle Fragen wie der Klimawandel oder die Wirtschaftskrise erhoben. (vgl.dazu 
http://www.infratest-politikforschung.de/?id=25 [letzter Zugriff am 13.8.2010] und 
http://www.univie.ac.at/methodenforum/src/Abstract_Eurobarometer_Pitters.pdf [letzter 
Zugriff am 13.8.2010]) 
 
 12.2. Das Eurobarometer 2009 zur Entwicklungshilfe 
(http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_318_de.pdf [letzter Zugriff am 
8.8.2010]) 
Diese Eurobarometerumfrage wurde im Mai und Juni 2009 anlässlich der Wirtschaftskrise in 
den Mitgliedsländern durchgeführt und im Oktober 2009 veröffentlicht.  
 
Schon eingangs fassen die Autoren die wichtigsten Erkenntnisse der Studie zusammen, die 
sehr stark den bisherigen in dieser Arbeit gewonnen Erkenntnissen entsprechen.  
So haben die Europäer insgesamt wenige Kenntnisse betreffend der EZA (3/4 kennen die 
Millennium-Entwicklungsziele nicht), aber sie würden sich mehr Informationen dazu 
wünschen (42%).  
 




Einen verhältnismäßig hohen Bekanntheitsgrad erreichen die Entwicklungsziele in Ländern, 
in denen eine hohe ODA-Quote vorliegt, also in Skandinavien und den Niederlanden.  
 
Abbildung 30: http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_318_de.pdf:14 
 
In diesen Ländern ist die Mehrheit der Befragten auch mit der Berichterstattung in den 
Medien zum Thema EZA zufrieden, während Befragte der Mittelmeerländer (Spanien, Italien, 
Portugal, Griechenland, Zypern, Malta) unzufrieden damit sind. Vor allem politisch rechts 
orientierte und ältere Befragte über 55 Jahren zeigten sich mit der Berichterstattung zufrieden. 
Links orientierte Befragte sehen deutliche Lücken in der Informationsarbeit der Medien.  
 
 




Abbildung 32: http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_318_de.pdf:24 
 
Bei der Zustimmung zur EZA fällt Österreich mit nur 78% Zustimmung auf dem 22. Platz 
von 27 Ländern negativ auf. Nur in Estland, Bulgarien, Slowenien, Litauen und Lettland 
stimmten weniger Befragte zu. Bei der Umfrage wurden drei Ländergruppen unterschieden: 
stark zustimmende Länder mit den höchsten EZA-Ausgaben, befürwortende Länder mit über 
80% Zustimmung und gering befürwortende Länder mit weniger als 80% Zustimmung. In der 
Umfrage von 2004 sprachen sich noch über 85% der Österreicher für die EZA aus.  
 
Zur Höhe der EZA-Leistungen befanden 14% der Österreicher, dass die Leistungen zu hoch 
seien. Jeweils über 30% fanden die Leistungen genau richtig bzw. wollten diese erhöhen. In 
den am stärksten von der Wirtschaftskrise betroffenen Ländern waren die Befragten eher 
dafür Leistungen zu kürzen. Es lässt sich somit eine regionale Einteilung von Ländern treffen: 
An vorderster Front stehen die skandinavischen Länder (Dänemark, Schweden, Finnland), die 
einerseits sehr hohe ODA-Quoten aufweisen, andererseits sehr hohe Zustimmungsraten der 
Bevölkerung verbuchen können. Dann folgen als 2.Gruppe die Länder mit mäßiger 
Zustimmung und die 3.Gruppe mit wenig Zustimmung, wozu auch Österreich gehört. Es 
besteht somit ein Zusammenhang zwischen den EZA-Leistungen, der Information der Bürger 




Die Armut wurde bei der Umfrage als das zentrale Problem der Entwicklungsländer gesehen. 
Das Bildungsniveau, das Alter und die politische Einstellung sind für die größten 
Meinungsunterschiede unter den Befragten verantwortlich. So stellen die Armut und die 
Wirtschaftskrise für bildungsferne untere soziale Schichten ein deutlich größeres Problem dar.  
 
Abbildung 33: http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_318_de.pdf:10 
 
 




Immerhin 2/3 der Europäer führen eigennützige Interessen für die EZA an. Die EZA soll zur 
Zurückdrängung des Drogenhandels, der Migration, des Terrorismus und weiterer globaler 
Probleme sowie dem Aufbau globaler Stabilität dienen. 
 
 
Abbildung 35: http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_318_de.pdf:38 
 
Die UNO als globale Dachorganisation wird als durchführende EZA-Organisation noch vor 
der EU von den meisten Befragten genannt. Dies könnte bedeuten, dass die Mehrheit der 
Europäer die Bedeutung und Möglichkeiten der EU als politischer Akteur aufzutreten noch 
nicht ausreichend erkannt hat.  
 
Bezüglich der humanitären Hilfe (80% Zustimmung), die nach Meinung der Befragten 
gemeinsam durchgeführt werden sollte, konnten ca. 85% der Befragten mindestens eine 
Hilfsorganisation nennen. Dabei kam wiederum wie bereits bei Promitzer und 
Grausgruber/Holley das Rote Kreuz als Hilfsorganisation mit 64% Nennungen eindeutig auf 
Platz eins. Dahinter folgten die UNO und NGO’s. EU-Einrichtungen waren nur den 
wenigsten Befragten als Hilfsgeber bekannt (ca. 10%).  
 
Ähnlich wie bei der direkten EZA selbst besteht zwar ein großer Wissensmangel, aber man 
zeigt sich prinzipiell positiv und offen eingestellt (40% halten es für sehr und 50% für wichtig 
informiert zu sein). Trotz der Wichtigkeit, die der Informiertheit zugeschrieben wird, fühlen 




Zusammenfassend kann man festhalten, dass die Auswahl der quantitativen Daten aus allen 
durchgeführten Umfragen zur EZA in Österreich nicht besonders schwierig war, da es zwar 
noch mehr als die von mir verwendeten Umfragen gab, aber insgesamt für den großen 
Zeitraum der 60er Jahre bis heute verhältnismäßig wenig Meinungserhebungen zu diesem 
Thema durchgeführt wurden. Dies entspricht dem Bild der geringen Bedeutung des Themas 
der EZA und der Entwicklungsländer in Österreich insgesamt. Wie in mehreren Kapiteln 
dargestellt spielt die EZA in Österreich weder in der Politik, den Medien noch in der 
Wirtschaft eine wichtige Rolle. Ganz anders sieht es dagegen in Skandinavien und den 
Niederlanden aus, die traditionell die EZA als sehr wichtig erachten und deshalb auch 
besonders hohe ODA-Quoten zu verzeichnen haben.  
 
Die Datensätze wurden mittels vieler unterschiedlicher Einflussfaktoren analysiert. Die 
inhaltlichen Ergebnisse der analysierten Daten ergeben ein relativ einheitliches Bild. 
Österreich war in den 50er Jahren selbst noch stark von den Besatzungsmächten und von 
ausländischen Hilfsgeldern abhängig, begann aber bald sich im Rahmen der UNO für ein 
friedliches Zusammenleben der Völker einzusetzen. In den 60er Jahren begann dann die 
staatliche österreichische EZA und Kreisky intensivierte die diplomatischen Beziehungen. In 
den 90er-Jahren veränderte der EU-Beitritt die Außenpolitik und die EZA Österreichs 
maßgeblich. Dennoch ist die EZA-Meinung von einer großen Kontinuität gekennzeichnet. 
Die 70er Jahre brachten noch dazu eine geringere Zustimmung zur EZA trotz Kreisky als 
heute. In den 80er Jahren stieg die Zustimmung zur EZA im Kampf gegen den Kommunismus 
deutlich an und fiel dann nach Ende des Realsozialismus in Osteuropa wieder deutlich ab. 
Diese kontinuierlichen Zustimmungsraten zur EZA von knapp 80% liegen aber im Vergleich 
mit anderen EU-Staaten deutlich im Hinterfeld. Österreich gehört somit zur Gruppe der 
,,geringen Befürworter’’. Mangelndes Wissen und Informationsmangel  verursachen eine 
Ablehnung von EZA, der oftmals aus Sicht der Befragten wichtigere Probleme übergeordnet 
werden. Ein weiterer wichtiger Ablehnungsgrund ist die Skepsis gegenüber der adäquaten 
Verwendung der Hilfsgelder.  
Die Ursachen für die Unterentwicklung werden vor allem endogen betrachtet, das heißt, dass 
die Länder selbst an ihrer Lage schuld seien. Exogene Faktoren und Abhängigkeiten sind im 
Bewusstsein der Befragten weniger stark verankert. Die Zustimmung zur EZA selbst 
unterscheidet sich stark zwischen den verschiedenen Untergruppen. Als 
Hauptunterscheidungsmerkmale kann man das Alter und den Bildungsgrad anführen. Dies hat 
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Schulze bei seinen Milieukategorisierungen vorgenommen. Jüngere Menschen zeigen sich 
solidarischer und hilfsbewusster als ältere Menschen, die der EZA gegenüber eher kritisch 
eingestellt sind. Wenig Gebildete stimmen der EZA deutlich weniger zu als höher Gebildete, 
die sich sehr stark für EZA einsetzen und verhältnismäßig oft sogar eine Erhöhung dieser 
fordern. Je höher also der Bildungsgrad desto eher kann man von Wissen und Kenntnissen zur 
EZA ausgehen und desto stärker ist die Kritikfähigkeit ausgeprägt. So stimmten bei den 
Akademikern deutlich über 90% der EZA zu, während bei den anderen Gruppen im 
Durchschnitt mit maximal 80% Zustimmung zu rechnen ist. Bei den Geschlechtern zeigten 
sich zumeist keine signifikanten Meinungsunterschiede, wobei aber Frauen etwas mehr zur 
EZA und zur Befürwortung von Hilfsleistungen tendieren als Männer. Die ,,sozialere’’ 
Einstellung der Frauen kommt in geringem Ausmaß zum Tragen. Die Parteipräferenzen 
beeinflussen wieder stärker die EZA-Meinung, da Grünwähler am stärksten für und FPÖ-
Wähler am stärksten gegen die EZA sind. ÖVP- und SPÖ-Wähler liegen hier im Mittelfeld. 
Die Religiosität spielte in den vorliegenden Umfragen keine besondere Rolle in der 
Beeinflussung der Meinungen, jedoch wurde dieser Faktor nur ungenügend berücksichtigt, 
weshalb es schwierig ist hier eine sichere Aussage zu treffen. Die Milieus, in denen sich die 
Studienteilnehmer bewegen, spielen als dem Alter und der Bildung übergeordnete Kategorie 
wohl die stärkste Rolle in der Zustimmung oder Ablehnung von EZA. Das 
Selbstverwirklichungs- und Niveaumilieu bringen die höchsten Zustimmungsraten im 
Gegensatz zum Unterhaltungs- und zum Harmoniemilieu auf.  
 
Der Medienkonsum ist ebenfalls ein maßgeblicher Einflussfaktor, denn bei Konsum von 
Massenmedien und Boulevardzeitungen entsteht ein sehr einseitiges negatives Bild der 
Entwicklungsländer, während hochwertigere Medien eher die Chance zu einer vertieften 
kritischen Auseinandersetzung mit dem Thema geben. Insgesamt jedenfalls besteht ein 
Informationsmangel, den die meisten Befragten aber gerne behoben sehen würden.  
 
Als wichtige EZA-Sektoren werden die klassischen Entwicklungshilfeprojekte in den 
Bereichen Gesundheit, Ernährung und Bildung genannt. Daraus kann man auf eine 
vorherrschende Grundbedürfnisorientierung schließen, bei der die Förderung von Rechtsstaat, 
Demokratie und Verwaltungsaufbau hinten angestellt wird. Denn Hunger, Unterernährung 
und mangelnde medizinische Versorgung werden als Hauptprobleme der 3.Welt gesehen. 
Neben der Projektarbeit kann sich noch eine Mehrheit der Befragten das Spenden für 
Entwicklungsländer oder Produktkauf bestimmter Waren vorstellen.  
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Zu den durchführenden Organisationen meint die große Mehrheit, dass Caritas und das Rote 
Kreuz sich am stärksten als Hilfsgeber einsetzen. EZA-spezifische Organisationen waren der 
Mehrheit der Befragten kaum bekannt und es wurde ihnen deshalb in der Folge nur wenig 
Vertrauen- anders als der Caritas oder dem Roten Kreuz- entgegengebracht.  
 
Die ÖEZA-Leistungen waren und sind ziemlich gering und wenn sie ansteigen, dann zumeist 
aufgrund großer Entschuldungsmaßnahmen (wie für den Irak), die zwar von der OECD als 
EZA angerechnet werden, aber keine wirklichen Entwicklungshilfeleistungen darstellen. 
Daneben herrscht eine große Aufsplitterung der Leistungen zwischen dem staatlichen, 
kirchlichen und privaten Bereich, wobei nicht-staatliche Geber beachtenswerte Leistungen 
erbringen. Außerdem ist die Osthilfe im Verhältnis zur eigentlichen EZA viel stärker 
ausgeprägt, da Österreich hier seine Interessen am ehesten vertreten sieht.  
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 15.1. Zusammenfassung 
Die Auswertung quantitativer Daten zur Meinung der Österreicher zur 
Entwicklungszusammenarbeit sollte die Veränderungen dieser Einstellungen über die Zeit 
und die unterschiedlichen Einstellungen bestimmter Untergruppen zeigen. Damit ist gemeint, 
dass bestimmte Faktoren wie vorrangig die Bildung, das Alter und der sozio-ökonomische 
Status das Denken und die Meinung zur EZA und zu Entwicklungsländern sehr stark 
beeinflussen. Daneben gibt es noch andere wichtige Faktoren wie die Parteipräferenz, das 
Geschlecht, die Religiosität und der Wohnort, die die Zustimmung zur EZA maßgeblich 
beeinflussen. Man kann in der Folge von Einflussfaktoren erster Ordnung (besondere 
Wichtigkeit) und zweiter Ordnung (sekundäre Bedeutung) sprechen. Diese und noch weitere 
nicht genannte Faktoren beeinflussen zwar die Meinungen und Einstellungen zur EZA, jedoch 
haben sich diese überraschenderweise kaum geändert. Weder über den zeitlichen Verlauf 
hinweg noch zwischen den Umfragetypen gibt es große Unterschiede in den Werthaltungen 
zur EZA zu verzeichnen. Diese große Kontinuität im Meinungsspektrum basiert allerdings auf 
verhältnismäßig geringen Zustimmungsraten im Vergleich zu anderen europäischen bzw. EU-
Ländern. Die fehlende Zustimmung hat wiederum mit der Bedeutungslosigkeit der EZA in 
der Politik, der Wirtschaft und den Medien zu tun. Der daraus entstehende Marginalitätszirkel 
schlägt sich deutlich in den durchgeführten Umfragen nieder. Es hat den Anschein als fühlt 
sich die große Mehrheit der Österreicher nicht von dem Thema betroffen und noch weniger 
informiert. Gegen diesen Informations- und Bewusstseinsmangel aber unternimmt die 
zuständige Politik bisher wenig, da immer wieder die Budgets der EZA gekürzt statt 
aufgestockt werden. Dabei bleibt das fundamentale Ziel (laut Kolland 1989) der Änderung 




 15.2. Lebenslauf 
Curriculum vitae 
 
Name: Kleinhappl Margit 
Adresse: Südtirolersiedlung 17, 8160 Weiz 
Telefonnummer: 0664/4666813 
Email: a0400455@unet.univie.ac.at 
Geburtsdatum und –ort: 20.04.1986, Weiz 
Ausbildung: 1992-1996  Volksschule Weiz 
 1996-2004  Bundesgymnasium Weiz (Abschluss mit Matura) 
  
 2004-heute  Universität Wien:  
   Internationale Entwicklung 
   Politikwissenschaft 
   Deutsch/Französisch Lehramt 
Sprachkenntnisse:  Deutsch Muttersprache (C2
1
) 
  Englisch gut (B2) 
  Französisch sehr gut (C1) 
  Spanisch gut (B2) 
  Latein gut 
Zertifikate: DELF/DALF (Französisch) 
 Bestätigungen über Spanischkurse sowie einen Sprachaufenthalt in Spanien 
Berufliche Tätigkeiten: 
 
2004-2005  Büroassistenz Firma Kleinhappl Electronics, Bachstraße 66, 
  5023 Salzburg 
 
2006-2009  Schalterbedienstete Österreichische Post AG, Kapruner 
  Generatorstraße 5, 8160 Weiz 
 
Ab Sept.2010   Unterrichtstätigkeit am Gymnasium Perchtoldsdorf 
                                                 
1
  Aus dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen (GERS) 
